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1. ALLGEMEINE HINWEISE ZUR DURCHFÜHRUNG DES DELISTING-ER-
WERBSANGEBOTS 

1.1 Rechtsgrundlagen 

Diese Angebotsunterlage (die "Angebotsunterlage") enthält 

(i) das öffentliche Delisting-Erwerbsangebot der RAS Beteiligungs GmbH, eine nach 
dem Recht der Republik Österreich gegründete Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
mit Sitz in Wien, Österreich, mit Geschäftsanschrift Kelsenstraße 9, 1030 Wien, Ös-
terreich, eingetragen im Firmenbuch der Republik Österreich des Handelsgerichts 
Wien unter der Registernummer FN 94005 v (die "Bieterin 1"),  

(ii) das öffentliche Delisting-Erwerbsangebot der LSW GmbH, eine nach dem Recht 
der Republik Österreich gegründete Gesellschaft mit beschränkter Haftung mit Sitz in 
Wels, Österreich, mit Geschäftsanschrift Römerstraße 39, 4600 Wels, Österreich, ein-
getragen im Firmenbuch der Republik Österreich des Landesgerichts Wels unter der 
Registernummer FN 272503 s (die "Bieterin 2"), und  

(iii) das öffentliche Delisting-Erwerbsangebot der SGW-Immo-GmbH, eine nach dem 
Recht der Republik Österreich gegründete Gesellschaft mit beschränkter Haftung mit 
Sitz in Wels, Österreich, mit Geschäftsanschrift Römerstraße 39, 4600 Wels, Öster-
reich, eingetragen im Firmenbuch der Republik Österreich des Landesgerichts Wels 
unter der Registernummer FN 464343 h (die "Bieterin 3" und zusammen mit der Bie-
terin 1 und der Bieterin 2, die "Bieterinnen"), 

an alle Aktionäre der home24 SE (die "Zielgesellschafts-Aktionäre"), einer nach 
deutschem Recht gegründeten europäischen Aktiengesellschaft (societas europaea) 
mit Sitz in Berlin, Deutschland, mit Geschäftsanschrift Otto-Ostrowski-Straße 3, 
10249 Berlin, Deutschland, eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Char-
lottenburg unter der Registernummer HRB 196337 B (die "Zielgesellschaft"), zum 
Erwerb sämtlicher auf den Inhaber lautenden ausgegebenen Stückaktien ohne Nenn-
betrag (ISIN DE000A14KEB5), die nicht unmittelbar von den Bieterinnen gehalten 
werden, einschließlich sämtlicher zum Zeitpunkt des Vollzugs des Delisting-Erwerb-
sangebots bestehenden Nebenrechte, insbesondere des Dividendenbezugsrechts, jede 
Aktie mit einem anteiligen rechnerischen Betrag am Grundkapital der Zielgesellschaft 
von EUR 1,00 (jede auf den Inhaber lautende ausgegebene Stückaktien ohne Nenn-
betrag an der Zielgesellschaft jeweils eine "Zielgesellschafts-Aktie" und zusammen 
die "Zielgesellschafts-Aktien") (zusammen das "Delisting-Erwerbsangebot" oder 
die "Transaktion"). 

Die Bieterinnen handeln nicht gemeinsam in Form einer Personengesellschaft (insbe-
sondere nicht in Form einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts), sondern als sogenannte 
Bietergemeinschaft im Sinne des § 2 Abs. 4 des deutschen Wertpapiererwerbs- und 



8 

Übernahmegesetzes (das "WpÜG"). Jede Bieterin ist danach ein Bieter im Sinne des 
§ 2 Abs. 4 WpÜG und gibt das Delisting-Erwerbsangebot, wie in dieser Angebotsun-
terlage beschrieben, ab. Insofern hat jede Bieterin die in dieser Angebotsunterlage 
dargelegten Verpflichtungen zu erfüllen. 

Das Delisting-Erwerbsangebot ist ein Erwerbsangebot nach dem WpÜG und der Ver-
ordnung über den Inhalt der Angebotsunterlage, die Gegenleistung bei Übernahme-
angeboten und Pflichtangeboten und die Befreiung von der Verpflichtung zur Veröf-
fentlichung und zur Abgabe eines Angebots (die "WpÜG-Angebotsverordnung" 
und zusammen mit dem WpÜG das "Deutsche Übernahmerecht") und dem Börsen-
gesetz ("BörsG") mit dem Ziel, ein Delisting der Zielgesellschafts-Aktien zu ermög-
lichen. 

Die Zielgesellschafts-Aktien sind unter der ISIN DE000A14KEB5 zum Handel am 
regulierten Markt (General Standard) an der Frankfurter Wertpapierbörse zugelassen 
und können im elektronischen Handelssystem (Exchange Electronic Trading System, 
"XETRA") der Frankfurter Wertpapierbörse, Frankfurt am Main, Deutschland, sowie 
Gettex, dem elektronischen Handelssystem der Börse München gehandelt werden. 
Die Zielgesellschafts-Aktien sind darüber hinaus in den Berlin Second Regulated 
Market einbezogen. Der Berlin Second Regulated Market ist nach § 54 Abs. 1 der 
Börsenordnung der Börse Berlin Teil des Freiverkehrs, aber ein geregelter Markt im 
Sinne von Titel III der MiFID II. Zudem sind die Zielgesellschafts-Aktien zum Han-
del in den Freiverkehr an den Wertpapierbörsen in Düsseldorf, Hamburg, Hannover 
und Stuttgart einbezogen, sowie über Tradegate Exchange handelbar. 

Die Zielgesellschaft hat sich in der Delisting-Vereinbarung (wie in Ziffer 8.4 der An-
gebotsunterlage definiert), vorbehaltlich der Prüfung der Angebotsunterlage, einer po-
sitiven Bewertung der darin beschriebenen Absichten der Bieterinnen und soweit nach 
geltendem Recht, insbesondere den Sorgfalts- und Treuepflichten des Vorstands und 
des Aufsichtsrats, zulässig, verpflichtet, sich gemeinsam mit den Bieterinnen nach 
besten Kräften zu bemühen, alle zumutbaren Schritte zu unternehmen, um das Delis-
ting (wie unten definiert) zu bewirken. Unter diesen Voraussetzungen wird die Ziel-
gesellschaft einen Antrag auf Widerruf der Zulassung sämtlicher Zielgesellschafts-
Aktien zum Handel am regulierten Markt (General Standard) an der Frankfurter 
Wertpapierbörse (das "Delisting") stellen (der "Delisting-Antrag"), sowie die Einbe-
ziehung der Zielgesellschafts-Aktien in jeglichem Freiverkehr einer Börse (ein-
schließlich der Einbeziehung in den Berlin Second Regulated Market), und in jegli-
chen anderen multilateralen oder organisierten Handelssystemen im Sinne der Markt-
missbrauchsverordnung zu beenden, soweit diese Einbeziehungen auf Antrag der 
Zielgesellschaft veranlasst sind oder waren. Der Delisting-Antrag würde (wie in Zif-
fer 8.4.1 der Angebotsunterlage beschrieben) vor Ablauf der Annahmefrist (wie in 
Ziffer 5.2 der Angebotsunterlage definiert) des Delisting-Erwerbsangebots mit dem 
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Ziel gestellt werden, das Delisting so bald wie möglich nach Einreichung des Delis-
ting-Antrags zu bewirken, wobei das Delisting nicht vor Ablauf der Annahmefrist 
wirksam werden wird. 

Gemäß § 39 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 BörsG muss zum Zeitpunkt der Einreichung des De-
listing-Antrags eine Angebotsunterlage zum Erwerb aller Zielgesellschafts-Aktien 
unter Hinweis auf den Delisting-Antrag veröffentlicht worden sein. Ein solches öf-
fentliches Erwerbsangebot muss sowohl im Einklang mit den Bestimmungen des 
WpÜG stehen, als auch den Anforderungen des § 39 BörsG entsprechen. Die Ange-
botsunterlage und das Delisting-Erwerbsangebot erfüllen daher nicht nur die Bestim-
mungen des WpÜG, sondern auch die Voraussetzungen des BörsG. Insbesondere un-
terliegt das Delisting-Erwerbsangebot keinen Bedingungen (vgl. Ziffer 12 der Ange-
botsunterlage), die Gegenleistung erfüllt die Anforderungen nach § 39 Abs. 3 Satz 2 
BörsG in Verbindung mit § 31 Abs. 1, 2 und 7 WpÜG (vgl. Ziffer 10 der Angebots-
unterlage) und die Angebotsunterlage enthält die Angaben gemäß § 2 Nr. 7a WpÜG-
Angebotsverordnung (vgl. Ziffer 8.3(a) der Angebotsunterlage). 

Das Delisting-Erwerbsangebot bezieht sich auf alle Zielgesellschafts-Aktien, die nicht 
unmittelbar von den Bieterinnen gehalten werden, und wird ausschließlich nach deut-
schem Recht sowie bestimmten anwendbaren wertpapierrechtlichen Bestimmungen 
der Vereinigten Staaten von Amerika (die "Vereinigten Staaten") durchgeführt. 

1.2 Besondere Hinweise für Zielgesellschafts-Aktionäre mit Wohnsitz, Sitz oder ge-
wöhnlichem Aufenthalt in den Vereinigten Staaten oder anderweitig außerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland, der Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
und des Europäischen Wirtschaftsraums 

Das Delisting-Erwerbsangebot bezieht sich auf Aktien einer nach deutschem Recht 
gegründeten europäischen Aktiengesellschaft (societas europaea) und unterliegt ge-
mäß Art. 9 Abs. 1 SE-VO den gesetzlichen Bestimmungen der Bundesrepublik 
Deutschland über die Durchführung eines solchen Angebots. Das Delisting-Erwerb-
sangebot wird nicht Gegenstand eines Prüfungs- oder Registrierungsverfahrens einer 
Aufsichtsbehörde außerhalb der Bundesrepublik Deutschland sein und wurde von kei-
ner Aufsichtsbehörde genehmigt oder empfohlen. 

Zielgesellschafts-Aktionäre mit Wohnsitz, Sitz oder gewöhnlichem Aufenthalt in den 
Vereinigten Staaten werden darauf hingewiesen, dass dieses Delisting-Erwerbsange-
bot im Hinblick auf Wertpapiere einer Gesellschaft abgegeben wird, die ein ausländi-
scher Privatemittent (foreign private issuer) im Sinne des Securities Exchange Act der 
Vereinigten Staaten von 1934 in seiner aktuellen Fassung (der "Exchange Act") ist 
und deren Aktien nicht gemäß Section 12 des Exchange Act registriert sind. Das De-
listing-Erwerbsangebot erfolgt in den Vereinigten Staaten auf Grundlage der Tier-1-
Ausnahme von bestimmten Anforderungen des Exchange Act und unterliegt grund-
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sätzlich den Offenlegungs- und sonstigen Vorschriften und Verfahren der Bundesre-
publik Deutschland, die sich von den Vorschriften und Verfahren in den Vereinigten 
Staaten unterscheiden. Soweit das Delisting-Erwerbsangebot den US-Wertpapierge-
setzen unterliegt, finden diese Vorschriften ausschließlich auf Inhaber von Zielgesell-
schafts-Aktien mit Wohnsitz, Sitz oder gewöhnlichem Aufenthalt in den Vereinigten 
Staaten Anwendung, sodass keiner anderen Person Ansprüche aus diesen Vorschrif-
ten zustehen. 

Die Bieterinnen können während der Laufzeit des Delisting-Erwerbsangebots Zielge-
sellschafts-Aktien in anderer Weise als im Rahmen des Delisting-Erwerbsangebots 
über die Börse oder außerbörslich erwerben oder entsprechende Erwerbsvereinbarun-
gen abschließen, sofern dies außerhalb der Vereinigten Staaten und in Übereinstim-
mung mit anwendbaren deutschen Rechtsvorschriften, insbesondere dem WpÜG, er-
folgt. Sofern der Erwerbspreis, der außerhalb des Delisting-Erwerbsangebots für Ziel-
gesellschafts-Aktien bezahlt wurde, höher ist als der Angebotspreis (wie in Ziffer 4 der 
Angebotsunterlage definiert), ist dieser an den höheren Erwerbspreis anzupassen. In-
formationen über entsprechende Erwerbe oder Erwerbsvereinbarungen werden gemäß 
§ 23 Abs. 2 WpÜG veröffentlicht. Entsprechende Informationen werden auch in Form 
einer unverbindlichen englischen Übersetzung auf der Internetseite der Bieterinnen 
unter https://www.xxxlutz-offer.com veröffentlicht. 

Für Zielgesellschafts-Aktionäre mit Wohnsitz, Sitz oder gewöhnlichem Aufenthalt 
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland können sich Schwierigkeiten bei der 
Durchsetzung von Rechten und Ansprüchen ergeben, die nach einem anderen Recht 
als dem Recht des Landes entstehen, in dem sich ihr Wohnsitz befindet. Dies ist auf 
die Tatsache zurückzuführen, dass die Bieterinnen ihren Sitz in Österreich und die 
UniCredit Bank AG ihren Sitz in Deutschland haben und einige oder alle ihre Füh-
rungskräfte und Organmitglieder möglicherweise ihren Wohnsitz in einem anderen 
Land als dem eigenen Wohnsitzland der Zielgesellschafts-Aktionäre haben. Es ist un-
ter Umständen nicht möglich, ein ausländisches Unternehmen oder dessen Führungs-
kräfte bzw. Organmitglieder vor einem Gericht im eigenen Wohnsitzland der Zielge-
sellschafts-Aktionäre aufgrund von Verstößen gegen Gesetze des eigenen Wohnsitz-
landes der Zielgesellschafts-Aktionäre zu verklagen. Des Weiteren können sich 
Schwierigkeiten ergeben, ein ausländisches Unternehmen und dessen verbundene Un-
ternehmen zu zwingen, sich einem im Wohnsitzland des jeweiligen Zielgesellschafts-
Aktionärs ergangenen Gerichtsurteil zu unterwerfen. 

Der Erhalt des Angebotspreises (wie in Ziffer 4 der Angebotsunterlage definiert) kann 
nach den geltenden Steuergesetzen, einschließlich der Steuergesetze des eigenen 
Wohnsitzlandes der Zielgesellschafts-Aktionäre, einen steuerbaren Vorgang darstel-
len. Es wird dringend empfohlen, unabhängige fachkundige Berater in Bezug auf die 
steuerlichen Konsequenzen der Angebotsannahme zu konsultieren. Weder die Biete-
rinnen noch mit ihnen gemeinsam handelnde Personen im Sinne des § 2 Abs. 5 Satz 1 
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und Satz 3 WpÜG noch deren jeweilige Organmitglieder, Führungskräfte und Mitar-
beiter übernehmen eine Verantwortung für steuerliche Auswirkungen oder Verbind-
lichkeiten infolge einer Angebotsannahme. Die Angebotsunterlage enthält keine An-
gaben über eine Besteuerung im Ausland. 

1.3 Veröffentlichung der Entscheidung zur Abgabe des Delisting-Erwerbsangebots 

Die Bieterinnen haben ihre Entscheidung zur Abgabe des Delisting-Erwerbsangebots 
gemäß § 10 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 WpÜG in Verbindung mit § 39 Abs. 2 Satz 3 
Nr. 1 BörsG am 28. Juni 2023 veröffentlicht. Die Veröffentlichung und eine unver-
bindliche englische Übersetzung sind im Internet unter https://www.xxxlutz-offer.com 
abrufbar. 

1.4 Prüfung der Angebotsunterlage durch die BaFin 

Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (die "BaFin") hat die Angebots-
unterlage in deutscher Sprache nach deutschem Übernahmerecht sowie den einschlä-
gigen Vorschriften des deutschen Börsengesetzes geprüft und deren Veröffentlichung 
am 28. Juli 2023 gestattet. 

Registrierungen, Zulassungen oder Genehmigungen der Angebotsunterlage und/oder 
des Delisting-Erwerbsangebots nach einem anderen Recht als dem Recht der Bundes-
republik Deutschland sind weder erfolgt noch beabsichtigt. 

1.5 Veröffentlichung und Verbreitung der Angebotsunterlage 

Die Angebotsunterlage wird am 28. Juli 2023 veröffentlicht durch (i) Bekanntgabe in 
deutscher Sprache im Internet unter https://www.xxxlutz-offer.com und (ii) Bereithal-
tung von Exemplaren der Angebotsunterlage zur kostenlosen Ausgabe bei der 
UniCredit Bank AG, MAC2RT, Arabellastraße 12, 81925 München, Deutschland 
(Anfragen unter Angabe der vollständigen postalischen Anschrift per E-Mail an ten-
der-offer@unicredit.de). Die Bekanntmachung über die Bereithaltung von Exempla-
ren der Angebotsunterlage zur kostenfreien Ausgabe in der Bundesrepublik Deutsch-
land und die Internetadresse, unter der die Veröffentlichung der Angebotsunterlage 
erfolgt, wird am 28. Juli 2023 im Bundesanzeiger veröffentlicht. Unter 
https://www.xxxlutz-offer.com wird darüber hinaus eine unverbindliche englische 
Übersetzung der Angebotsunterlage, die von der BaFin nicht geprüft wurde, abrufbar 
sein. 

Die Veröffentlichung, Versendung, Verteilung oder sonstige Verbreitung der Ange-
botsunterlage oder anderer mit dem Delisting-Erwerbsangebot im Zusammenhang 
stehender Unterlagen kann außerhalb der Bundesrepublik Deutschland, der Mitglied-
staaten der Europäischen Union und des Europäischen Wirtschaftsraums und der Ver-
einigten Staaten rechtlichen Beschränkungen unterliegen. Die Angebotsunterlage und 
andere mit dem Delisting-Erwerbsangebot im Zusammenhang stehende Unterlagen 
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dürfen von Dritten nicht in Ländern veröffentlicht, versandt, verteilt oder sonst wie 
verbreitet werden, in denen dies rechtswidrig wäre. Die Bieterinnen haben die Veröf-
fentlichung, Versendung, Verteilung oder sonstige Verbreitung der Angebotsunter-
lage oder anderer mit dem Delisting-Erwerbsangebot im Zusammenhang stehender 
Unterlagen durch Dritte außerhalb der Bundesrepublik Deutschland, der Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Union und des Europäischen Wirtschaftsraums und der Verei-
nigten Staaten nicht gestattet. Daher dürfen depotführende Wertpapierdienstleistungs-
unternehmen die Angebotsunterlage oder andere mit dem Delisting-Erwerbsangebot 
im Zusammenhang stehende Unterlagen außerhalb der Bundesrepublik Deutschland, 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Union und des Europäischen Wirtschaftsraums 
und der Vereinigten Staaten nicht veröffentlichen, versenden, verteilen oder sonst wie 
verbreiten, es sei denn, dies erfolgt in Übereinstimmung mit in- und ausländischen 
Rechtsvorschriften. Weder die Bieterinnen noch mit ihnen gemeinsam handelnde Per-
sonen im Sinne des § 2 Abs. 5 WpÜG noch deren Tochterunternehmen sind verant-
wortlich oder übernehmen die Haftung für die Vereinbarkeit einer Veröffentlichung, 
Versendung, Verteilung oder sonstigen Verbreitung dieser Angebotsunterlage oder 
anderer mit dem Delisting-Erwerbsangebot im Zusammenhang stehender Unterlagen 
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland, der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union oder des Europäischen Wirtschaftsraums oder der Vereinigten Staaten mit den 
jeweils dort anwendbaren Rechtsvorschriften. 

1.6 Annahme des Delisting-Erwerbsangebots außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland 

Das Delisting-Erwerbsangebot kann von allen Zielgesellschafts-Aktionären nach 
Maßgabe der in der Angebotsunterlage aufgeführten Bestimmungen der jeweils an-
wendbaren Rechtsvorschriften angenommen werden. Allerdings kann die Annahme 
des Delisting-Erwerbsangebots außerhalb der Bundesrepublik Deutschland, der Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union und des Europäischen Wirtschaftsraums oder 
der Vereinigten Staaten rechtlichen Beschränkungen unterliegen. Zielgesellschafts-
Aktionären, die außerhalb der Bundesrepublik Deutschland, der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union und des Europäischen Wirtschaftsraums oder der Vereinigten 
Staaten in den Besitz der Angebotsunterlage gelangen und das Delisting-Erwerbsan-
gebot außerhalb der Bundesrepublik Deutschland, der Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union und des Europäischen Wirtschaftsraums oder der Vereinigten Staaten 
annehmen wollen und/oder die anderen Rechtsvorschriften als denjenigen der Bun-
desrepublik Deutschland, der Mitgliedstaaten der Europäischen Union und des Euro-
päischen Wirtschaftsraums oder der Vereinigten Staaten unterliegen, wird empfohlen, 
sich über die jeweils anwendbaren Rechtsvorschriften zu informieren, diese einzuhal-
ten und sich nötigenfalls dazu beraten zu lassen. Die Bieterinnen und die mit ihnen 
gemeinsam handelnden Personen im Sinne des § 2 Abs. 5 WpÜG übernehmen keine 
Gewähr, dass die Annahme des Delisting-Erwerbsangebots außerhalb der Bundesre-
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publik Deutschland, der Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder des Europäi-
schen Wirtschaftsraums oder der Vereinigten Staaten nach den jeweils anwendbaren 
Rechtsvorschriften zulässig ist. 

2. HINWEISE ZU DEN IN DER ANGEBOTSUNTERLAGE ENTHALTENEN 
ANGABEN 

2.1 Allgemeines 

Zeitangaben in der Angebotsunterlage werden, soweit nicht anders angegeben, in der 
Ortszeit Frankfurt am Main, Deutschland, gemacht. Sofern in der Angebotsunterlage 
Begriffe wie "zurzeit", "derzeit", "momentan", "jetzt", "gegenwärtig" oder "heute" 
verwendet werden, beziehen sie sich auf das Datum der Veröffentlichung der Ange-
botsunterlage und damit den 28. Juli 2023. 

Verweise auf einen "Bankarbeitstag" beziehen sich auf einen Tag, an dem die Ban-
ken in Frankfurt am Main, Deutschland, für den allgemeinen Kundenverkehr geöffnet 
sind.  

Die Angabe "EUR" bezieht sich auf die Währung Euro; "TEUR" bedeutet tausend 
Euro. 

Die Bieterinnen haben Dritte nicht ermächtigt, Aussagen zu dem Delisting-Erwerb-
sangebot oder der Angebotsunterlage zu machen. Falls Dritte dennoch entsprechende 
Aussagen machen, sind diese weder den Bieterinnen noch den mit ihnen gemeinsam 
handelnden Personen im Sinne des § 2 Abs. 5 WpÜG zurechenbar. 

2.2 Stand und Quellen der in der Angebotsunterlage enthaltenen Informationen 

Die in der Angebotsunterlage enthaltenen Informationen betreffend die Zielgesell-
schaft und die mit ihr im Sinne von §§ 15 ff. des Aktiengesetzes ("AktG") verbunde-
nen Unternehmen (zusammen die "Zielgesellschafts-Gruppe") beruhen auf zum 
Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebotsunterlage allgemein zugänglichen Infor-
mationsquellen (wie z.B. veröffentlichten Jahresabschlüssen, Konzernzwischenbe-
richten, Presseerklärungen und Analystenpräsentationen). Insbesondere wurde bei der 
Erstellung der Angebotsunterlage der Geschäftsbericht der Zielgesellschaft für das 
Geschäftsjahr 2022, der im Internet unter https://www.home24.de abrufbar ist, heran-
gezogen. Die Richtigkeit und Vollständigkeit dieser Informationen wurden von den 
Bieterinnen nicht geprüft. 

Vor der Veröffentlichung der Angebotsunterlage haben die Bieterinnen der Zielge-
sellschaft die Möglichkeit gegeben, die Richtigkeit der von den Bieterinnen in Ziffer 7 
der Angebotsunterlage gemachten Angaben zu überprüfen. Eine Due-Diligence-Prü-
fung ist nicht erfolgt. 
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2.3 Zukunftsgerichtete Aussagen und Absichten 

Die Angebotsunterlage enthält bestimmte in die Zukunft gerichtete Aussagen. Diese 
Aussagen beziehen sich auf zukünftige Ereignisse und sind durch Begriffe wie "er-
warten", "glauben", "schätzen", "beabsichtigen", "anstreben", "davon ausgehen", 
"würden", "erwägen" oder ähnliche Begriffe gekennzeichnet. 

In die Zukunft gerichtete Aussagen befassen sich naturgemäß mit Sachverhalten, die 
in unterschiedlichem Maße mit Unsicherheiten behaftet sind und sowohl bekannte als 
auch unbekannte Risiken und Unwägbarkeiten beinhalten, von denen viele außerhalb 
der Kontrolle der Bieterinnen und der mit ihnen gemeinsam handelnden Personen im 
Sinne des § 2 Abs. 5 WpÜG liegen und die allesamt auf den gegenwärtigen Annah-
men, Absichten und Erwartungen der Bieterinnen und der mit ihnen gemeinsam han-
delnden Personen im Sinne des § 2 Abs. 5 WpÜG in Bezug auf künftige Ereignisse 
basieren. Alle diese in die Zukunft gerichteten Aussagen umfassen Sachverhalte, bei 
denen es sich nicht um historische Tatsachen handelt. In die Zukunft gerichtete Aus-
sagen können sich von den tatsächlichen Ergebnissen wesentlich unterscheiden und 
tun es häufig auch. Es kann keine Zusicherung dafür gegeben werden, dass die zu-
künftigen Erwartungen eintreten werden. 

Die in der Angebotsunterlage enthaltenen in die Zukunft gerichteten Aussagen kön-
nen sich als unzutreffend herausstellen und zukünftige Ereignisse und Entwicklungen 
können von den in der Angebotsunterlage enthaltenen zukunftsgerichteten Aussagen 
erheblich abweichen. Die Bieterinnen und die mit ihnen gemeinsam handelnden Per-
sonen im Sinne des § 2 Abs. 5 WpÜG lehnen ausdrücklich jegliche Verpflichtung zur 
Aktualisierung der in der Angebotsunterlage enthaltenen in die Zukunft gerichteten 
Aussagen zwecks Wiedergabe einer Änderung ihrer Erwartungen oder einer Verän-
derung der Gegebenheiten, Bedingungen oder Umstände, auf denen die jeweiligen 
Aussagen basieren, ab, sofern sie nicht gesetzlich dazu verpflichtet sind (wie in Zif-
fer 2.4 der Angebotsunterlage beschrieben). Es ist möglich, dass die Bieterinnen ihre 
in der Angebotsunterlage geäußerten Absichten und Einschätzungen nach Veröffent-
lichung der Angebotsunterlage ändern. 

2.4 Keine Aktualisierung 

Die Bieterinnen werden die Angebotsunterlage (auch im Hinblick auf etwaige geän-
derte Absichten der Bieterinnen) nur aktualisieren, soweit dies nach dem WpÜG er-
forderlich ist. 

3. ZUSAMMENFASSUNG DES DELISTING-ERWERBSANGEBOTS 

Hinweis: Die nachfolgende Zusammenfassung enthält einen Überblick über be-
stimmte in der Angebotsunterlage enthaltene Angaben. Sie wird durch die an anderer 
Stelle in der Angebotsunterlage gegebenen Informationen und Angaben ergänzt und 
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ist im Zusammenhang mit diesen zu lesen. Für definierte Begriffe gelten die in der 
Angebotsunterlage (in einigen Fällen bereits nachfolgend) verwendeten Definitionen. 
Diese Zusammenfassung enthält nicht alle Informationen, die für Zielgesellschafts-
Aktionäre relevant sein könnten. Zielgesellschafts-Aktionäre sollten daher die ge-
samte Angebotsunterlage aufmerksam lesen. 

Bieterin 1: RAS Beteiligungs GmbH 
Kelsenstraße 9 
1030 Wien 
Österreich 

Bieterin 2: LSW GmbH 
Römerstraße 39 
4600 Wels 
Österreich 

Bieterin 3: SGW-Immo-GmbH 
Römerstraße 39 
4600 Wels 
Österreich 

Zielgesellschaft: home24 SE 
Otto-Ostrowski-Straße 3 
10249 Berlin 
Deutschland 

Gegenstand des 
Delisting-
Erwerbsangebots: 

Erwerb sämtlicher auf den Inhaber lautenden ausgegebenen 
Stückaktien ohne Nennbetrag der Zielgesellschaft 
(ISIN DE000A14KEB5), die nicht unmittelbar von den Bie-
terinnen gehalten werden, einschließlich sämtlicher zum 
Zeitpunkt des Vollzugs des Delisting-Erwerbsangebots be-
stehender Nebenrechte, insbesondere des Dividendenbe-
zugsrechts, jede Aktie mit einem anteiligen rechnerischen 
Betrag am Grundkapital der Zielgesellschaft von EUR 1,00. 

Sofern bis zum Ablauf der Annahmefrist (wie in Ziffer 5.2 
der Angebotsunterlage definiert) neue Zielgesellschafts-Ak-
tien ausgegeben werden, bezieht sich das Delisting-Erwerb-
sangebot der Bieterinnen auch auf den Erwerb aller Zielge-
sellschafts-Aktien, die die Bieterinnen nicht bereits unmittel-
bar halten. 

Angebotspreis: EUR 7,50 je Zielgesellschafts-Aktie. 
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Annahmefrist: 28. Juli 2023 bis 8. September 2023, 24:00 Uhr (Ortszeit 
Frankfurt am Main) / 18:00 Uhr (Ortszeit New York). 

Angebotsbedingun-
gen: 

Der Vollzug des Delisting-Erwerbsangebots und die durch 
die Annahme des Delisting-Erwerbsangebots zustande ge-
kommenen Verträge unterliegen keinen Bedingungen. 

ISIN: Zielgesellschafts-Aktien: ISIN DE000A14KEB5 

Zum Verkauf Eingereichte Zielgesellschafts-Aktien (wie 
nachfolgend definiert): ISIN DE000A32VPF1 

Widerruf der Zulas-
sung zum Handel am 
regulierten Markt: 

Die Zielgesellschaft hat sich in der Delisting-Vereinbarung 
(wie in Ziffer 8.3 der Angebotsunterlage definiert), vorbe-
haltlich der Prüfung der Angebotsunterlage, einer positiven 
Bewertung der darin beschriebenen Absichten der Bieterin-
nen und soweit nach geltendem Recht, insbesondere den 
Sorgfalts- und Treuepflichten des Vorstands und des Auf-
sichtsrats, zulässig, verpflichtet, sich gemeinsam mit den 
Bieterinnen nach besten Kräften zu bemühen, alle zumutba-
ren Schritte zu unternehmen, um das Delisting zu bewirken. 
Unter diesen Voraussetzungen wird die Zielgesellschaft ei-
nen Antrag auf Widerruf der Zulassung sämtlicher Zielge-
sellschafts-Aktien zum Handel am regulierten Markt (Gene-
ral Standard) an der Frankfurter Wertpapierbörse stellen. 
Der Delisting-Antrag würde (wie in Ziffer 8.4.1 der Ange-
botsunterlage beschrieben) vor Ablauf der Annahmefrist 
(wie in Ziffer 5.2 der Angebotsunterlage definiert) des De-
listing-Erwerbsangebots mit dem Ziel gestellt werden, das 
Delisting so bald wie möglich nach Einreichung des Delis-
ting-Antrags zu bewirken, wobei das Delisting nicht vor Ab-
lauf der Annahmefrist wirksam werden wird. 

Auswirkungen des 
Delisting-Erwerb-
sangebots: 

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass in Zukunft nach 
Abwicklung des Delisting-Erwerbsangebots der Börsenkurs 
und die Handelbarkeit der Zielgesellschafts-Aktien nachtei-
lig beeinflusst wird und es zu Kursverlusten kommen kann. 

Annahme des Delis-
ting-Erwerbsange-
bots: 

Die Annahme des Delisting-Erwerbsangebots ist von dem je-
weiligen Zielgesellschafts-Aktionär in Textform oder elekt-
ronisch während der Annahmefrist gegenüber der Depotfüh-
renden Bank (wie in Ziffer 13.2(a) der Angebotsunterlage 
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definiert) zu erklären. Die Annahme wird erst mit fristge-
rechter Umbuchung der Zielgesellschafts-Aktien, für die das 
Delisting-Erwerbsangebot angenommen worden ist, (die 
"Zum Verkauf Eingereichten Zielgesellschafts-Aktien") 
in die ISIN DE000A32VPF1 wirksam. 

 Bis zur Abwicklung des Delisting-Erwerbsangebots verblei-
ben die Zum Verkauf Eingereichten Zielgesellschafts-Ak-
tien, für die die Annahmeerklärung (wie in Ziffer 13.2(a) der 
Angebotsunterlage definiert) wirksam geworden ist, im 
Wertpapierdepot des Zielgesellschafts-Aktionärs, der das 
Delisting-Erwerbsangebot angenommen hat. 

Kosten der An-
nahme: 

Die Annahme des Delisting-Erwerbsangebots wird, wie in 
Ziffer 13.6 der Angebotsunterlage beschrieben, für die an-
nehmenden Zielgesellschafts-Aktionäre, die ihre Zielgesell-
schafts-Aktien in einem Wertpapierdepot einer Depotführen-
den Bank in der Bundesrepublik Deutschland halten, grund-
sätzlich frei von Kosten und Aufwendungen der Depotfüh-
renden Banken sein (bis auf die Kosten für die Übermittlung 
der Annahmeerklärung an die Depotführende Bank). Etwa-
ige zusätzliche Kosten und Aufwendungen, die von den De-
potführenden Banken oder ausländischen Wertpapierdienst-
leistungsunternehmen erhoben werden, und die außerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland anfallen, sind von dem be-
troffenen Zielgesellschafts-Aktionär selbst zu tragen. Etwa-
ige Devisen-, Umsatz- oder Wechselsteuern, die sich aus der 
Annahme des Delisting-Erwerbsangebots ergeben, sind von 
dem jeweiligen Zielgesellschafts-Aktionär selbst zu tragen. 

Börsenhandel: Die Zum Verkauf Eingereichten Zielgesellschafts-Aktien 
werden nicht an der Börse gehandelt. 

Die Zielgesellschafts-Aktien, die nicht zum Verkauf im Rah-
men des Delisting-Erwerbsangebots eingereicht wurden, 
können jedoch bis zur Wirksamkeit des Delisting weiterhin 
unter der ISIN DE000A14KEB5 am regulierten Markt (Ge-
neral Standard) der Frankfurter Wertpapierbörse sowie im 
Freiverkehr (einschließlich dem Berlin Second Regulated 
Market) gehandelt werden. 
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Veröffentlichungen: Die Angebotsunterlage, deren Veröffentlichung die BaFin 
am 28. Juli 2023 gestattet hat, wird am 28. Juli 2023 veröf-
fentlicht durch (i) Bekanntgabe in deutscher Sprache im In-
ternet unter https://www.xxxlutz-offer.com (zusammen mit 
einer unverbindlichen englischen Übersetzung, die von der 
BaFin nicht geprüft wurde) und (ii) Bereithaltung von 
Exemplaren der Angebotsunterlage zur kostenlosen Ausgabe 
bei der UniCredit Bank AG, MAC2RT, Arabellastraße 12, 
81925 München, Deutschland (Anfragen unter Angabe der 
vollständigen postalischen Anschrift per E-Mail an tender-
offer@unicredit.de). 

 Die Bekanntmachung über die Bereithaltung von Exempla-
ren der Angebotsunterlage zur kostenfreien Ausgabe in der 
Bundesrepublik Deutschland und die Internetadresse, unter 
der die Veröffentlichung der Angebotsunterlage erfolgt, wird 
am 28. Juli 2023 im Bundesanzeiger veröffentlicht. Alle 
nach dem WpÜG erforderlichen Mitteilungen und Bekannt-
machungen werden im Internet unter https://www.xxxlutz-of-
fer.com (in deutscher Sprache zusammen mit einer unver-
bindlichen Übersetzung in die englische Sprache) veröffent-
licht. Mitteilungen und Bekanntmachungen nach dem 
WpÜG werden auch im Bundesanzeiger veröffentlicht. 

Abwicklung: Hinsichtlich der Zum Verkauf Eingereichten Zielgesell-
schafts-Aktien erfolgt die Zahlung des Angebotspreises un-
verzüglich, spätestens jedoch am achten Bankarbeitstag nach 
Veröffentlichung der Ergebnisse nach Ablauf der Annahme-
frist gemäß § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WpÜG nach Maßgabe 
von Ziffer 13.5 der Angebotsunterlage. 

 Mit Zahlung des Angebotspreises an die jeweilige Depotfüh-
rende Bank (wie in Ziffer 13.2(a) der Angebotsunterlage de-
finiert) haben die Bieterinnen ihre Pflicht zur Zahlung des 
Angebotspreises erfüllt. Es liegt in der Verantwortung der 
Depotführenden Banken, den Angebotspreis dem jeweiligen 
annehmenden Zielgesellschafts-Aktionär unverzüglich gut-
zuschreiben. 

Rücktrittsrechte: Zielgesellschafts-Aktionären, die das Delisting-Erwerbsan-
gebot angenommen haben, steht nach Maßgabe von Zif-
fer 17 der Angebotsunterlage ein Rücktrittsrecht für den Fall 
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der Änderung des Delisting-Erwerbsangebots sowie der Ab-
gabe eines Konkurrierenden Angebots (wie in Ziffer 5.2 der 
Angebotsunterlage definiert) zu. 

4. ANGEBOT 

Die Bieterinnen bieten hiermit an, sämtliche auf den Inhaber lautende ausgegebene 
Stückaktien ohne Nennbetrag der Zielgesellschaft (ISIN DE000A14KEB5), die nicht 
unmittelbar von den Bieterinnen gehalten werden, einschließlich sämtlicher zum Zeit-
punkt des Vollzugs des Delisting-Erwerbsangebots bestehender Nebenrechte, insbe-
sondere des Dividendenbezugsrechts, jede Aktie mit einem anteiligen rechnerischen 
Betrag am Grundkapital der Zielgesellschaft von EUR 1,00, gegen Zahlung einer 
Geldleistung in Höhe von 

EUR 7,50 je Zielgesellschafts-Aktie 

nach Maßgabe der Bestimmungen, wie in der Angebotsunterlage ausgeführt, zu er-
werben (der "Angebotspreis"). 

Da die Bieterinnen am 11. November 2022 ein freiwilliges Übernahmeangebot veröf-
fentlicht, erfolgreich durchgeführt und hierdurch die Kontrolle über die Zielgesell-
schaft im Sinne des § 29 Abs. 2 WpÜG erlangt haben (siehe Ziffer 6.5 der Angebots-
unterlage für weitere Informationen), handelt es sich beim Delisting-Erwerbsangebot 
um ein öffentliches Erwerbsangebot. Die besonderen Regelungen des WpÜG zu 
Übernahme- und Pflichtangeboten sind auf das Delisting-Erwerbsangebot nur nach 
Maßgabe des § 39 BörsG anwendbar. 

5. ANNAHMEFRIST 

5.1 Dauer der Annahmefrist 

Die Frist für die Annahme des Delisting-Erwerbsangebots beginnt mit der Veröffent-
lichung der Angebotsunterlage am 28. Juli 2023. Sie endet am 

8. September 2023, 24:00 Uhr (Ortszeit Frankfurt am Main) / 18:00 Uhr 
(Ortszeit New York). 

5.2 Verlängerung der Annahmefrist 

Unter den nachfolgend genannten Umständen verlängert sich die Frist für die An-
nahme des Delisting-Erwerbsangebots jeweils automatisch wie folgt: 

(a) Die Bieterinnen können das Angebot bis zu einem Werktag vor Ablauf der 
Annahmefrist nach Maßgabe von § 21 WpÜG ändern. Im Falle einer Ände-
rung des Delisting-Erwerbsangebots gemäß § 21 WpÜG verlängert sich die 
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Annahmefrist nach Ziffer 5.2 der Angebotsunterlage um zwei Wochen, so-
fern die Veröffentlichung der Änderung innerhalb der letzten zwei Wochen 
vor Ablauf der Annahmefrist erfolgt (§ 21 Abs. 5 WpÜG). Die Annahmefrist 
liefe dann bis zum 22. September 2023, 24:00 Uhr (Ortszeit Frankfurt am 
Main) / 18:00 Uhr (Ortszeit New York). Dies gilt auch, falls das geänderte 
Delisting-Erwerbsangebot gegen Rechtsvorschriften verstößt. 

(b) Wird während der Annahmefrist für das Delisting-Erwerbsangebot ein kon-
kurrierendes Angebot von einem Dritten (ein "Konkurrierendes Angebot") 
abgegeben und läuft die Annahmefrist für das Delisting-Erwerbsangebot vor 
Ablauf der Annahmefrist für das Konkurrierende Angebot ab, bestimmt sich 
der Ablauf der Annahmefrist für das Delisting-Erwerbsangebot nach dem 
Ablauf der Annahmefrist für das Konkurrierende Angebot (§ 22 Abs. 2 
WpÜG). Dies gilt auch, falls das Konkurrierende Angebot geändert oder un-
tersagt wird oder gegen Rechtsvorschriften verstößt. 

(c) Wird im Zusammenhang mit dem Delisting-Erwerbsangebot nach der Ver-
öffentlichung der Angebotsunterlage eine Hauptversammlung der Zielgesell-
schaft einberufen, so verlängert sich die Annahmefrist auf zehn Wochen ab 
der Veröffentlichung der Angebotsunterlage (§ 16 Abs. 3 WpÜG). Die An-
nahmefrist liefe dann bis zum 6. Oktober 2023, 24:00 Uhr (Ortszeit Frankfurt 
am Main) / 18:00 Uhr (Ortszeit New York). 

Die Frist für die Annahme des Delisting-Erwerbsangebots, einschließlich aller sich 
aus Vorschriften des WpÜG ergebenden Verlängerungen dieser Frist, ist in der An-
gebotsunterlage einheitlich als "Annahmefrist" bezeichnet. Die Bieterinnen werden 
jede Verlängerung der Annahmefrist entsprechend in der in Ziffer 20 der Angebots-
unterlage beschriebenen Form veröffentlichen.  

Hinsichtlich des Rücktrittsrechts im Falle einer Änderung des Delisting-Erwerbsan-
gebots oder der Abgabe eines Konkurrierenden Angebots wird auf die Erläuterungen 
in Ziffer 17 der Angebotsunterlage verwiesen. 

6. BESCHREIBUNG DER BIETERINNEN UND IHRER GESELLSCHAF-
TERSTRUKTUREN 

6.1 Konsortialvereinbarung zwischen den Bieterinnen 

6.1.1 Rechtliche Grundlagen für das gemeinsame Delisting-Erwerbsangebot der Bieterin-
nen 

Am 28. Oktober 2022 haben die Bieterinnen eine Konsortialvereinbarung zur Rege-
lung ihres Innenverhältnisses geschlossen (die "Konsortialvereinbarung"). Im Rah-
men dieser Konsortialvereinbarung haben die Bieterinnen vereinbart, ihr Verhalten in 
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Bezug auf das Übernahmeangebot (wie in Ziffer 6.5 der Angebotsunterlage definiert) 
auf die Zielgesellschaft und in Bezug auf die Zielgesellschaft dauerhaft abzustimmen 
und sich insbesondere über die Ausübung von Stimmrechten zu verständigen sowie 
sich hinsichtlich der dauerhaften unternehmerischen Ausrichtung der Zielgesellschaft 
zu koordinieren. Ferner regelt die Konsortialvereinbarung die Zuteilung der Zum Ver-
kauf Eingereichten Zielgesellschafts-Aktien auf die Bieterinnen in dem in Ziffer 6.1.2 
der Angebotsunterlage dargestellten Verhältnis und die Verteilung des Angebotsprei-
ses und der Transaktionskosten (wie in Ziffer 14.1 der Angebotsunterlage definiert) 
auf die Bieterinnen. Aufgrund dieser Konsortialvereinbarung werden den Bieterinnen 
ihre Stimmrechte nach § 30 Abs. 2 WpÜG gegenseitig zugerechnet. 

Die Bieterinnen handeln nicht gemeinsam in Form einer Personengesellschaft (insbe-
sondere nicht in Form einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts), sondern als sogenannte 
Bietergemeinschaft im Sinne des § 2 Abs. 4 WpÜG. Jede Bieterin ist danach ein Bie-
ter im Sinne des § 2 Abs. 4 WpÜG und gibt das Delisting-Erwerbsangebot, wie in 
dieser Angebotsunterlage beschrieben, ab. Insofern hat jede Bieterin die in dieser An-
gebotsunterlage dargelegten Verpflichtungen zu erfüllen. 

6.1.2 Verteilung der Zum Verkauf Eingereichten Zielgesellschafts-Aktien zwischen den 
Bieterinnen 

Die Verteilung der Zum Verkauf Eingereichten Zielgesellschafts-Aktien soll nach 
dem folgenden Verteilungsschlüssel (der "Verteilungsschlüssel") erfolgen: 

(a) Die Bieterin 1 soll nach Vollzug des Delisting-Erwerbsangebots bis zu, aber 
maximal 40,006 % aller ausgegebenen Zielgesellschafts-Aktien (auf ganze 
Aktien aufgerundet) zum Zeitpunkt der Abwicklung des Delisting-Erwerb-
sangebots halten (d.h. insgesamt 13.467.273 Zielgesellschafts-Aktien auf 
Basis aller derzeit ausgegebenen Zielgesellschafts-Aktien). Unter Berück-
sichtigung aller derzeit von der Bieterin 1 gehaltenen 13.433.975 Zielgesell-
schafts-Aktien (d.h. ca. 39,91 % des Grundkapitals und der Stimmrechte der 
Zielgesellschaft zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebotsunterlage) 
wird die Bieterin 1 bis zu 33.298 der Zum Verkauf Eingereichten Zielgesell-
schafts-Aktien erwerben (die "Auf Die Bieterin 1 Entfallenden Zielgesell-
schafts-Aktien"). 

(b) Alle übrigen Zum Verkauf Eingereichten Zielgesellschafts-Aktien (die 
"Weiteren Zum Verkauf Eingereichten Zielgesellschafts-Aktien") sollen 
die Bieterin 2 und die Bieterin 3 zu gleichen Teilen (d.h. hälftig) erwerben 
(jeweils die "Auf Die Bieterin 2 Entfallenden Zielgesellschafts-Aktien" 
und die "Auf Die Bieterin 3 Entfallenden Zielgesellschafts-Aktien"). Falls 
das Delisting-Erwerbsangebot für eine ungerade Anzahl von Weiteren Zum 
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Verkauf Eingereichten Zielgesellschafts-Aktien angenommen werden sollte, 
soll die Bieterin 2 eine Aktie mehr erwerben. 

Jede der Bieterinnen ist dabei im Innenverhältnis zur Zahlung des Angebotspreises 
für die gemäß dem Verteilungsschlüssel auf die jeweilige Bieterin entfallenden Zum 
Verkauf Eingereichten Zielgesellschafts-Aktien verpflichtet. Gegenüber den anneh-
menden Zielgesellschafts-Aktionären bleiben die Bieterinnen als Gesamtschuldnerin-
nen zur Zahlung des Angebotspreises verpflichtet. 

6.2 Beschreibung der Bieterin 1 und ihrer Gesellschafterstruktur 

6.2.1 Rechtliche Grundlagen und Kapitalverhältnisse der Bieterin 1 

Die Bieterin 1, die RAS Beteiligungs GmbH, ist eine nach dem Recht der Republik 
Österreich gegründete Gesellschaft mit beschränkter Haftung mit Sitz in Wien, Öster-
reich, mit Geschäftsadresse Kelsenstraße 9, 1030 Wien, Österreich, eingetragen im 
Firmenbuch der Republik Österreich des Handelsgerichts Wien unter der Register-
nummer FV 94005 v. Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebotsunterlage be-
trägt das Stammkapital der Bieterin 1 EUR 4.000.000. 

Die Bieterin 1 wurde am 12. Juli 1971 errichtet und am 12. August 1971 als Maculan 
Holding AG in das Firmenbuch der Republik Österreich des Handelsgerichts Wien 
eingetragen und firmiert, nach zwischenzeitlicher Umfirmierung in KRH Holding AG 
am 15. August 2003 (Eintragung in das Firmenbuch der Republik Österreich), seit 
dem 6. Oktober 2004 (Eintragung in das Firmenbuch der Republik Österreich) unter 
der aktuellen Firma RAS Beteiligungs GmbH. Der Unternehmensgegenstand der Bie-
terin 1 ist, gemäß ihrem Gesellschaftsvertrag, der Erwerb, der Besitz und die Verwal-
tung von Beteiligungen an anderen Unternehmen, die Übernahme der Geschäftsfüh-
rung für andere Unternehmen im Falle der Übernahme einer Beteiligung, ausgenom-
men Bank- und Börsengeschäfte, sowie der Handel mit Waren aller Art. 

Geschäftsführer der Bieterin 1 sind Mag. Michael Seifert, Dr. Cornelia Leitl, 
Dr. Thomas Kroiss, Mag. Mario Brozovic, Mag. Nikola Seifert und Fabian Roman 
Seifert. Das Geschäftsjahr der Bieterin 1 endet am 31. März des jeweiligen Jahres. 

6.2.2 Gesellschafterstruktur der Bieterin 1 

Die in dieser Ziffer 6.2.2 der Angebotsunterlage dargestellten Gesellschaften und Per-
sonen sind unmittelbar oder mittelbar an der Bieterin 1 beteiligt. Eine Übersicht über 
die Gesellschafterstruktur der Bieterin 1 (sowie der Bieterin 2 und der Bieterin 3) ist 
als Schaubild in Anlage 1 enthalten. Die unmittelbaren und mittelbaren Gesellschafter 
der Bieterin 1, die die Bieterin 1 kontrollieren, sind in Abschnitt 1 der Anlage 2 auf-
geführt. 
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(a) Gesellschafter der Bieterin 1 

Gesellschafterin der Bieterin 1 ist zu 99,5 % die XXXLutz KG, eine nach dem Recht 
der Republik Österreich gegründete Kommanditgesellschaft mit Sitz in Wels, Öster-
reich, mit Geschäftsanschrift Römerstraße 39, 4600 Wels, Österreich, eingetragen im 
Firmenbuch der Republik Österreich des Landesgerichts Wels unter der Registernum-
mer FN 336561 v (die "XXXLutz"). 

Die weiteren 0,5 % werden zu jeweils 0,25 % gehalten von (i) der WSF Privatstiftung, 
eine nach dem Recht der Republik Österreich gegründete Privatstiftung mit eigener 
Rechtspersönlichkeit mit Sitz in Wels, Österreich, mit Geschäftsanschrift Römer-
straße 39, 4600 Wels, Österreich, eingetragen im Firmenbuch der Republik Österreich 
des Landesgerichts Wels unter der Registernummer FN 137292 a (die "WSF Privat-
stiftung"), und (ii) der LSW Privatstiftung, eine nach dem Recht der Republik Öster-
reich gegründete Privatstiftung mit eigener Rechtspersönlichkeit mit Sitz in Wels, Ös-
terreich, mit Geschäftsanschrift Römerstraße 39, 4600 Wels, Österreich, eingetragen 
im Firmenbuch der Republik Österreich des Landesgerichts Wels unter der Register-
nummer FN 137289 x (die "LSW Privatstiftung"). 

(b) Gesellschafter der XXXLutz 

Komplementärinnen der XXXLutz sind Frau Julia Fronik und die XXXLutz Verwal-
tungs GmbH, eine nach dem Recht der Republik Österreich gegründete Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung mit Sitz in Wels, Österreich, mit Geschäftsanschrift Römer-
straße 39, 4600 Wels, Österreich, eingetragen im Firmenbuch der Republik Österreich 
des Landesgerichts Wels unter der Registernummer FN 335101 x (die "XXXLutz 
Verwaltungs GmbH"). 

Kommanditisten der XXXLutz sind zu gleichen Anteilen (jeweils 50 %) die Biete-
rin 2, die wiederum zu 100 % von der LSW Privatstiftung gehalten wird, und die Bie-
terin 3, die wiederum zu 100 % von der WSF Privatstiftung gehalten wird. 

6.2.3 Kontrolle über die Bieterin 1 

Die XXXLutz Verwaltungs GmbH, als geschäftsführende Komplementärin der 
XXXLutz, übt die alleinige Kontrolle im Sinne des Deutschen Übernahmerechts über 
die XXXLutz und mittelbar über die Bieterin 1 aus. 

Gemäß dem Gesellschaftsvertrag der XXXLutz ist die XXXLutz Verwaltungs GmbH 
als Komplementärin der XXXLutz umfassendes und ausschließliches Leitungsorgan 
der XXXLutz. Frau Julia Fronik ist lediglich gemeinsam mit der XXXLutz Verwal-
tungs GmbH zur Vertretung der XXXLutz ermächtigt und hat zudem keine Geschäfts-
führungsbefugnis. 
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In der Gesellschafterversammlung der XXXLutz haben die beiden Komplementäre 
jeweils eine Stimme und die beiden Kommanditisten jeweils 250.000 Stimmen. Be-
schlüsse der Gesellschafterversammlung werden mit mindestens 51 % der Stimmen 
gefasst. Die Kommanditisten üben keine gemeinsame Kontrolle über die XXXLutz 
aus. Sie halten keine gemeinschaftliche Stimmrechtsmehrheit an der XXXLutz, da 
keine Stimmrechtsvereinbarungen, sonstige rechtliche Vereinbarungen, Abreden oder 
tatsächlichen Abstimmungen im Hinblick auf die Ausübung der Stimmrechte an der 
XXXLutz bestehen. 

Die XXXLutz Verwaltungs GmbH wird jeweils zu 50 % von der WSF Privatstiftung 
und der LSW Privatstiftung gehalten. Zwischen den beiden Privatstiftungen bestehen 
ebenfalls keine Stimmrechtsvereinbarungen, sonstigen rechtlichen Vereinbarungen, 
Abreden oder tatsächliche Abstimmungen im Hinblick auf eine gemeinsame Stimm-
rechtsausübung an der XXXLutz Verwaltungs GmbH, der Bieterin 1 oder der Zielge-
sellschaft. Somit üben die beiden Privatstiftungen ebenfalls keine gemeinsame Kon-
trolle in Bezug auf die XXXLutz Verwaltungs GmbH aus. 

6.2.4 Mit der Bieterin 1 gemeinsam handelnde Personen 

Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung dieser Angebotsunterlage sind die Bieterin 2 und 
die Bieterin 3 aufgrund des Abschlusses der Konsortialvereinbarung vom 28. Oktober 
2022 mit der Bieterin 1 (siehe Ziffer 6.1 der Angebotsunterlage) als jeweils mit der 
Bieterin 1 gemeinsam handelnde Personen nach § 2 Abs. 5 Satz 1 WpÜG anzusehen. 

Ferner handelt es sich bei der Zielgesellschaft sowie den in Anlage 2 und Anlage 5 
genannten Gesellschaften und Personen um mit der Bieterin 1 gemeinsam handelnde 
Personen im Sinne von § 2 Abs. 5 Satz 1, 3 WpÜG zum Zeitpunkt der Veröffentli-
chung der Angebotsunterlage. Bei den in Abschnitt 1 der Anlage 2 genannten Gesell-
schaften und Personen handelt es sich um die Gesellschaften und Personen, die die 
Bieterin 1 unmittelbar oder mittelbar beherrschen. Bei den in Abschnitt 2 der An-
lage 2 genannten Gesellschaften handelt es sich um (mittelbare) Tochterunternehmen 
der XXXLutz (mit Ausnahme der Bieterin 1), die jeweils keine Gesellschaften sind, 
die beherrschenden Einfluss auf die Bieterin 1 ausüben. Keine der in Abschnitt 2 der 
Anlage 2 aufgeführten Gesellschaften und Personen stimmt − weder direkt noch in-
direkt − ihr Verhalten im Hinblick auf den Erwerb von Zielgesellschafts-Aktien oder 
ihre Ausübung von Stimmrechten aus Zielgesellschafts-Aktien mit der Bieterin 1 auf-
grund einer Vereinbarung oder in sonstiger Weise im Sinne von § 2 Abs. 5 Satz 1 
WpÜG ab. Die in Anlage 5 genannten Gesellschaften sind Tochtergesellschaften der 
Zielgesellschaft. 

Darüber hinaus gibt es keine weiteren mit der Bieterin 1 gemeinsam handelnden Per-
sonen im Sinne von § 2 Abs. 5 WpÜG. 
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6.2.5 Gegenwärtig von der Bieterin 1 oder von mit ihr gemeinsam handelnden Personen 
und deren Tochterunternehmen gehaltene Zielgesellschafts-Aktien; Zurechnung von 
Stimmrechten 

Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebotsunterlage hält die Bieterin 1 unmit-
telbar 13.433.975 Zielgesellschafts-Aktien, was ca. 39,91 % des derzeitigen Grund-
kapitals und der Stimmrechte der Zielgesellschaft entspricht. 

Die Stimmrechte aus den von der Bieterin 1 unmittelbar gehaltenen Zielgesellschafts-
Aktien werden auch den die Bieterin 1 kontrollierenden Unternehmen, also der 
XXXLutz und der XXXLutz Verwaltungs GmbH, gemäß § 30 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 
Satz 3 WpÜG zugerechnet. 

Darüber hinaus sind der Bieterin 1 sowie der XXXLutz und der XXXLutz Verwal-
tungs GmbH als Mutterunternehmen der Bieterin 1 die unter Ziffer 6.3.4 der Ange-
botsunterlage dargestellten Stimmrechte aus unmittelbar von der Bieterin 2 gehalte-
nen 6.997.731 Zielgesellschafts-Aktien (d.h. ca. 20,79 % des Grundkapitals und der 
Stimmrechte der Zielgesellschaft zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebots-
unterlage) und die unter Ziffer 6.4.4 der Angebotsunterlage dargestellten Stimmrechte 
aus unmittelbar von der Bieterin 3 gehaltenen 6.998.555 Zielgesellschafts-Aktien 
(d.h. ca. 20,79 % des Grundkapitals und der Stimmrechte der Zielgesellschaft zum 
Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebotsunterlage), sowie die der Bieterin 2 und 
Bieterin 3 jeweils wie in Ziffer 6.3.6 beschrieben jeweils zuzurechnenden Stimm-
rechte aus 1.181.849 Zielgesellschafts-Aktien (d.h. ca. 3,51 % des Grundkapitals und 
der Stimmrechte der Zielgesellschaft zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Ange-
botsunterlage) aufgrund der am 28. Oktober 2022 mit der Bieterin 2 und der Bieterin 3 
geschlossenen Konsortialvereinbarung gemäß § 30 Abs. 2 WpÜG zuzurechnen. Die 
Bieterin 1 sowie die XXXLutz und die XXXLutz Verwaltungs GmbH als Mutterun-
ternehmen der Bieterin 1 sind zudem mittelbare Inhaber von Instrumenten gemäß § 38 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Wertpapierhandelsgesetzes (das "WpHG") aufgrund der in 
Ziffer 6.3.6 der Angebotsunterlage dargestellten Vereinbarung der Bieterin 2 und der 
Bieterin 3 in Folge der abgeschlossenen Konsortialvereinbarung. 

Der Bieterin 2, der Bieterin 3 sowie deren Mutterunternehmen, also der LSW Privat-
stiftung und Herrn Dr. Andreas Seifert, Römerstraße 39, 4600 Wels, Österreich (der 
"Stifter"), bzw. der WSF Privatstiftung, werden die Stimmrechte aus den unmittelbar 
von der Bieterin 1 gehaltenen Zielgesellschafts-Aktien gemäß § 30 Abs. 2 WpÜG zu-
gerechnet. 

Ferner hält die XXXLutz, als eine mit der Bieterin 1 gemeinsam handelnde Person im 
Sinne des § 2 Abs. 5 Satz 3 WpÜG, 3.353.250 Zielgesellschafts-Aktien (d.h. 
ca. 9,96 % des Grundkapitals und der Stimmrechte der Zielgesellschaft zum Zeitpunkt 
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der Veröffentlichung der Angebotsunterlage), die sie im Vorfeld dieses Delisting-Er-
werbsangebots börslich erworben hat. Die Stimmrechte aus den unmittelbar von der 
XXXLutz gehaltenen 3.353.250 (d.h. ca. 9,96 % des Grundkapitals und der Stimm-
rechte der Zielgesellschaft zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebotsunter-
lage) Zielgesellschafts-Aktien werden der XXXLutz Verwaltungs GmbH gemäß § 30 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Satz 3 WpÜG zugerechnet. 

Darüber hinaus halten weder die Bieterin 1 noch mit ihr gemeinsam handelnde Perso-
nen im Sinne von § 2 Abs. 5 WpÜG noch deren Tochterunternehmen Zielgesell-
schafts-Aktien oder Stimmrechte aus Zielgesellschafts-Aktien und ihr sind auch keine 
weiteren Stimmrechte aus Zielgesellschafts-Aktien nach § 30 WpÜG zuzurechnen. 

Außer soweit vorstehend angegeben, halten weder die Bieterin 1 noch mit ihr gemein-
sam handelnde Personen im Sinne von § 2 Abs. 5 WpÜG noch deren Tochterunter-
nehmen unmittelbar oder mittelbar Instrumente oder mitzuteilende Stimmrechtsan-
teile nach §§ 38, 39 des WpHG in Bezug auf die Zielgesellschaft. 

6.2.6 Angaben zu Wertpapiergeschäften 

Die Bieterinnen haben am 11. November 2022 die Angebotsunterlage für das Über-
nahmeangebot an die Zielgesellschafts-Aktionäre zum Erwerb aller Zielgesellschafts-
Aktien gegen eine Geldleistung in Höhe von EUR 7,50 je Zielgesellschafts-Aktie ver-
öffentlicht. Das Übernahmeangebot wurde für insgesamt 23.254.956 Zielgesell-
schafts-Aktien (d.h. ca. 69,08 % des Grundkapitals und der Stimmrechte der Zielge-
sellschaft zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebotsunterlage) angenommen. 
Nachdem sämtliche Vollzugsbedingungen des Übernahmeangebots erfüllt waren, 
wurde das Übernahmeangebot am 26. April 2023 vollzogen, wodurch die Bieterin 1 
10.105.609 Aktien (d.h. ca. 30,02 % des Grundkapitals und der Stimmrechte der Ziel-
gesellschaft zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebotsunterlage) erwarb. 

In den sechs Monaten vor dem 28. Juni 2023 (dem Tag der Veröffentlichung der Ent-
scheidung zur Abgabe des Delisting-Erwerbsangebots durch die Bieterinnen) und bis 
zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebotsunterlage am 28. Juli 2023 haben 
die Bieterin 2 die in Ziffer 6.3.5 der Angebotsunterlage und die Bieterin 3 die in Zif-
fer 6.4.5 der Angebotsunterlage dargestellten Zielgesellschafts-Aktien erworben. 

Im Übrigen haben weder die Bieterin 1 noch mit ihr im Sinne von § 2 Abs. 5 WpÜG 
gemeinsam handelnde Personen oder deren Tochterunternehmen in den sechs Mona-
ten vor dem 28. Juni 2023 (dem Tag der Veröffentlichung der Entscheidung zur Ab-
gabe des Delisting-Erwerbsangebots durch die Bieterinnen gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 
WpÜG) und bis zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebotsunterlage am 
28. Juli 2023 Zielgesellschafts-Aktien erworben oder Vereinbarungen abgeschlossen, 
aufgrund derer die Übereignung von Zielgesellschafts-Aktien verlangt werden kann. 
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6.3 Beschreibung der Bieterin 2 und ihrer Gesellschafterstruktur 

6.3.1 Rechtliche Grundlagen und Kapitalverhältnisse der Bieterin 2 

Die Bieterin 2, die LSW GmbH, ist eine nach dem Recht der Republik Österreich ge-
gründete Gesellschaft mit beschränkter Haftung mit Sitz in Wels, Österreich, mit Ge-
schäftsadresse Römerstraße 39, 4600 Wels, Österreich, eingetragen im Firmenbuch 
der Republik Österreich des Landesgerichts Wels unter der Registernummer 
FN 272503 s. Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebotsunterlage beträgt das 
Stammkapital der Bieterin 2 EUR 35.000. 

Die Bieterin 2 wurde am 23. November 2005 errichtet. Der Unternehmensgegenstand 
der Bieterin 2 ist, gemäß ihrem Gesellschaftsvertrag, der Handel mit Waren aller Art, 
die Erbringung von Dienstleistungen jeglicher Art, Handelsagentur- und Kommissio-
närsgeschäfte, die Vermittlung und Verwaltung von Beteiligungen an in- und auslän-
dischen Kapitalgesellschaften, sowie die Beteiligung an und der Erwerb von Unter-
nehmungen und Gesellschaften im In- und Ausland, gleichgültig in welcher Gesell-
schaftsform, und deren Geschäftsführung und Vertretung, bei Ausschluss von Bank- 
und Börsengeschäften. 

Alleiniger Geschäftsführer der Bieterin 2 ist der Stifter. Das Geschäftsjahr der Biete-
rin 2 endet am 31. Dezember des jeweiligen Jahres. 

6.3.2 Gesellschafterin der Bieterin 2 und Kontrolle über die Bieterin 2 

Alleinige Gesellschafterin der Bieterin 2 ist die LSW Privatstiftung. Dementspre-
chend übt die LSW Privatstiftung die alleinige Kontrolle im Sinne des Deutschen 
Übernahmerechts über die Bieterin 2 aus. Im Sinne des Deutschen Übernahmerechts 
wird die LSW Privatstiftung durch den Stifter kontrolliert. 

6.3.3 Mit der Bieterin 2 gemeinsam handelnde Personen 

Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung dieser Angebotsunterlage sind die Bieterin 1 und 
die Bieterin 3 aufgrund des Abschlusses der Konsortialvereinbarung vom 28. Oktober 
2022 mit der Bieterin 2 (siehe Ziffer 6.1 der Angebotsunterlage) als jeweils mit der 
Bieterin 2 gemeinsam handelnde Personen nach § 2 Abs. 5 Satz 1 WpÜG anzusehen. 

Ferner handelt es sich bei der Zielgesellschaft sowie den in Anlage 4 und Anlage 5 
genannten Gesellschaften um (mittelbare) Tochterunternehmen der Bieterin 2. Bei 
diesen (mittelbaren) Tochterunternehmen der Bieterin 2 handelt es sich um mit der 
Bieterin 2 gemeinsam handelnde Personen nach § 2 Abs. 5 Satz 3 WpÜG. 

Die Bieterin 2 wird von der LSW Privatstiftung als alleiniger Gesellschafterin be-
herrscht, die im Sinne des Deutschen Übernahmerechts durch ihren Stifter kontrolliert 
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wird. Bei dem Stifter und der LSW Privatstiftung handelt es sich jeweils um eine mit 
der Bieterin 2 gemeinsam handelnde Person nach § 2 Abs. 5 Satz 3 WpÜG. 

Darüber hinaus gibt es keine weiteren mit der Bieterin 2 gemeinsam handelnden Per-
sonen im Sinne von § 2 Abs. 5 WpÜG. 

6.3.4 Gegenwärtig von der Bieterin 2 oder von mit ihr gemeinsam handelnden Personen 
und deren Tochterunternehmen gehaltene Zielgesellschafts-Aktien; Zurechnung von 
Stimmrechten 

Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebotsunterlage hält die Bieterin 2 unmit-
telbar 6.997.731 Zielgesellschafts-Aktien (d.h. ca. 20,79 % des Grundkapitals und der 
Stimmrechte der Zielgesellschaft zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebots-
unterlage), die sie im Vorfeld dieses Delisting-Erwerbsangebots erworben hat. 

Darüber hinaus hat die Bieterin 1 am 5. Oktober 2022 mit einem Zielgesellschafts-
Aktionär, Herrn Wilhelm Josten, eine gesonderte Vereinbarung abgeschlossen, die 
durch Änderungsvereinbarung vom 2. Mai 2023 zwischen der Bieterin 1, dem Ziel-
gesellschafts-Aktionär und der Bieterin 2 und Bieterin 3 abgeändert wurde (die 
"Übertragungsvereinbarung", wie in Ziffer 6.3.6 der Angebotsunterlage näher be-
schrieben), in der die Bieterin 2 gemeinsam mit der Bieterin 3 unter anderem dazu 
bevollmächtigt wird, die Stimmrechte für 1.181.849 Zielgesellschafts-Aktien (d.h. 
ca. 3,51 % des Grundkapitals und der Stimmrechte der Zielgesellschaft zum Zeitpunkt 
der Veröffentlichung der Angebotsunterlage) nach eigenem Ermessen bis zum 
30. März 2029 auszuüben. Entsprechend sind die Stimmrechte aus diesen 1.181.849 
Zielgesellschafts-Aktien der Bieterin 2 gemäß § 30 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 WpÜG zuzu-
rechnen. Der Bieterin 1 und deren Mutterunternehmen sind diese Stimmrechte wiede-
rum nach § 30 Abs. 2 WpÜG zuzurechnen. Ferner enthält die Übertragungsvereinba-
rung ein Recht der Bieterin 2 und der Bieterin 3 bzw. des Zielgesellschafts-Aktionärs 
bezüglich der 1.181.849 Zielgesellschafts-Aktien, das als Instrument im Sinne des 
§ 38 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WpHG zu qualifizieren ist. Diese Instrumente werden von 
der Bieterin 1 und deren Mutterunternehmen wiederum nach § 38 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
WpHG mittelbar gehalten. 

Darüber hinaus sind der Bieterin 2 sowie der LSW Privatstiftung und dem Stifter als 
Mutterunternehmen der Bieterin 2 die unter Ziffer 6.2.5 der Angebotsunterlage dar-
gestellten Stimmrechte aus den von der Bieterin 1 unmittelbar gehaltenen 13.433.975 
Zielgesellschafts-Aktien (d.h. ca. 39,91 % des Grundkapitals und der Stimmrechte der 
Zielgesellschaft im Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebotsunterlage), und Zif-
fer 6.4.4 der Angebotsunterlage dargestellten Stimmrechte aus den von der Bieterin 3 
unmittelbar gehaltenen 6.998.555 Zielgesellschafts-Aktien (d.h. ca. 20,79 % des 
Grundkapitals und der Stimmrechte der Zielgesellschaft im Zeitpunkt der Veröffent-
lichung der Angebotsunterlage) aufgrund der am 28. Oktober 2022 mit der Bieterin 1 
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und der Bieterin 3 geschlossenen Konsortialvereinbarung gemäß § 30 Abs. 2 WpÜG 
zuzurechnen. 

Darüber hinaus halten weder die Bieterin 2 noch mit ihr gemeinsam handelnde Perso-
nen im Sinne von § 2 Abs. 5 WpÜG noch deren Tochterunternehmen Zielgesell-
schafts-Aktien oder Stimmrechte aus Zielgesellschafts-Aktien, und ihnen sind auch 
keine weiteren Stimmrechte aus Zielgesellschafts-Aktien nach § 30 WpÜG zuzurech-
nen. 

Außer soweit vorstehend angegeben, halten weder die Bieterin 2 noch mit ihr gemein-
sam handelnde Personen im Sinne von § 2 Abs. 5 WpÜG noch deren Tochterunter-
nehmen unmittelbar oder mittelbar Instrumente oder mitzuteilende Stimmrechtsan-
teile nach §§ 38, 39 des WpHG in Bezug auf die Zielgesellschaft. 

6.3.5 Angaben zu Wertpapiergeschäften 

Die Bieterinnen haben am 11. November 2022 die Angebotsunterlage für das Über-
nahmeangebot an die Zielgesellschafts-Aktionäre zum Erwerb aller Zielgesellschafts-
Aktien gegen eine Geldleistung in Höhe von EUR 7,50 je Zielgesellschafts-Aktie ver-
öffentlicht. Das Übernahmeangebot wurde für insgesamt 23.254.956 Zielgesell-
schafts-Aktien (d.h. ca. 69,08 % des Grundkapitals und der Stimmrechte der Zielge-
sellschaft zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebotsunterlage) angenommen. 
Nachdem sämtliche Vollzugsbedingungen des Übernahmeangebots erfüllt waren, 
wurde das Übernahmeangebot am 26. April 2023 vollzogen, wodurch die Bieterin 2 
6.574.674 Aktien (d.h. ca. 19,53 % des Grundkapitals und der Stimmrechte der Ziel-
gesellschaft zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebotsunterlage) erwarb. 

In den sechs Monaten vor dem 28. Juni 2023 (dem Tag der Veröffentlichung der Ent-
scheidung zur Abgabe des Delisting-Erwerbsangebots durch die Bieterinnen) und bis 
zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebotsunterlage am 28. Juli 2023 hat die 
Bieterin 2 darüber hinaus weitere 423.057 Zielgesellschafts-Aktien (d.h. ca. 1,26 % 
des Grundkapitals und der Stimmrechte der Zielgesellschaft) erworben, wie in Ab-
schnitt 1 der Anlage 3 näher aufgeführt. Ferner hat die Bieterin 3 die in Ziffer 6.4.5 
der Angebotsunterlage dargestellten Zielgesellschafts-Aktien erworben. 

Im Übrigen haben weder die Bieterin 2 noch mit ihr im Sinne von § 2 Abs. 5 WpÜG 
gemeinsam handelnde Personen oder deren Tochterunternehmen in den sechs Mona-
ten vor dem 28. Juni 2023 (dem Tag der Veröffentlichung der Entscheidung zur Ab-
gabe des Delisting-Erwerbsangebots durch die Bieterinnen gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 
WpÜG) und bis zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebotsunterlage am 
28. Juli 2023 Zielgesellschafts-Aktien erworben oder Vereinbarungen abgeschlossen, 
aufgrund derer die Übereignung von Zielgesellschafts-Aktien verlangt werden kann. 
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6.3.6 Übertragungsvereinbarung 

Die Bieterin 2 hat gemeinsam mit der Bieterin 3 die Übertragungsvereinbarung mit 
dem Zielgesellschafts-Aktionär, Herrn Wilhelm Josten, abgeschlossen, unter dem sie 
gemeinsam mit der Bieterin 3 ermächtigt ist, die Stimmrechte aus 1.181.849 Zielge-
sellschafts-Aktien (d.h. ca. 3,51 % des Grundkapitals und der Stimmrechte der Ziel-
gesellschaft zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebotsunterlage) als Bevoll-
mächtigte nach eigenem Ermessen auszuüben, wenn keine besonderen Weisungen des 
Herrn Wilhelm Josten vorliegen. Die Stimmrechte aus diesen Zielgesellschafts-Ak-
tien sind der Bieterin 2 daher gemäß § 30 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 WpÜG zuzurechnen. 

Zusätzlich zu der Bevollmächtigung wurde zwischen der Bieterin 2, der Bieterin 3 
und Herrn Wilhelm Josten in der Übertragungsvereinbarung ein Recht vereinbart, wo-
nach Herr Wilhelm Josten von der Bieterin 2 und der Bieterin 3 verlangen kann, sämt-
liche (jedoch nicht weniger als) 1.181.849 Zielgesellschafts-Aktien (d.h. ca. 3,51 % 
des Grundkapitals und der Stimmrechte der Zielgesellschaft zum Zeitpunkt der Ver-
öffentlichung der Angebotsunterlage) zu einem Preis von EUR 7,50 je Zielgesell-
schafts-Aktie zu erwerben. Des Weiteren sieht die Übertragungsvereinbarung ein 
Recht der Bieterin 2 und der Bieterin 3 vor, wonach sie gemeinsam innerhalb eines 
Zeitraums von zwei Monaten ab dem 1. April 2029 von Herrn Wilhelm Josten verlan-
gen können, ihnen bis zu sämtliche von ihm zu diesem Zeitpunkt gehaltenen Zielge-
sellschafts-Aktien zu verkaufen. Bei letzterem handelt es sich somit um eine Verein-
barung, auf Grund derer die Übereignung von Aktien verlangt werden kann gemäß 
§ 31 Abs. 6 Satz 1 WpÜG.  

Umgekehrt ist Herr Josten berechtigt, von der Bieterin 2 und Bieterin 3 zu verlangen, 
dass diese sämtliche von ihm gehaltenen 1.181.849 Zielgesellschafts-Aktien zu einem 
Preis von EUR 7,50 je Zielgesellschafts-Aktie erwerben.  

Bei den beschriebenen Rechten handelt es sich um Instrumente im Sinne des § 38 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WpHG, die sich auf ca. 3,51 % der Anteile und Stimmrechte an 
der Zielgesellschaft beziehen. 

6.4 Beschreibung der Bieterin 3 und ihrer Gesellschafterstruktur 

6.4.1 Rechtliche Grundlagen und Kapitalverhältnisse der Bieterin 3 

Die Bieterin 3, die SGW-Immo-GmbH, ist eine nach dem Recht der Republik Öster-
reich gegründete Gesellschaft mit beschränkter Haftung mit Sitz in Wels, Österreich, 
mit Geschäftsadresse Römerstraße 39, 4600 Wels, Österreich, eingetragen im Firmen-
buch der Republik Österreich des Landesgerichts Wels unter der Registernummer 
FN 464343 h. Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebotsunterlage beträgt das 
Stammkapital der Bieterin 3 EUR 35.000. 
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Die Bieterin 3 wurde am 11. November 2016 errichtet. Der Unternehmensgegenstand 
der Bieterin 3 ist, gemäß ihrem Gesellschaftsvertrag, der Handel mit Waren aller Art, 
die Erbringung von Dienstleistungen jeglicher Art, Handelsagentur- und Kommissio-
närsgeschäfte, die Vermittlung und Verwaltung von Beteiligungen an in- und auslän-
dischen Kapitalgesellschaften, die Beteiligung an und der Erwerb von Unternehmun-
gen und Gesellschaften im In- und Ausland, gleichgültig in welcher Gesellschafts-
form, und deren Geschäftsführung und Vertretung, bei Ausschluss von Bank- und 
Börsengeschäften, sowie der Besitz, Erwerb, die Verwaltung und Veräußerung, sowie 
die Entwicklung, Errichtung und die An- und Vermietung von Immobilien aller Art. 

Geschäftsführer der Bieterin 3 sind Mag. Michael Seifert und Mag. Christian Mitter-
hauser. Das Geschäftsjahr der Bieterin 3 endet am 31. Dezember des jeweiligen Jah-
res. 

6.4.2 Gesellschafterin der Bieterin 3 und Kontrolle über die Bieterin 3 

Alleinige Gesellschafterin der Bieterin 3 ist die WSF Privatstiftung. Dementspre-
chend übt die WSF Privatstiftung die alleinige Kontrolle im Sinne des Deutschen 
Übernahmerechts über die Bieterin 3 aus. 

6.4.3 Mit der Bieterin 3 gemeinsam handelnde Personen 

Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung dieser Angebotsunterlage sind die Bieterin 1 und 
die Bieterin 2 aufgrund des Abschlusses der Konsortialvereinbarung vom 28. Oktober 
2022 mit der Bieterin 3 (siehe Ziffer 6.1 der Angebotsunterlage) als jeweils mit der 
Bieterin 3 gemeinsam handelnde Personen nach § 2 Abs. 5 Satz 1 WpÜG anzusehen. 

Bei der Zielgesellschaft und den in Anlage 5 genannten Gesellschaften handelt es sich 
um (mittelbare) Tochterunternehmen der Bieterin 3. Bei diesen (mittelbaren) Toch-
terunternehmen der Bieterin 3 handelt es sich um mit der Bieterin 3 gemeinsam han-
delnde Personen nach § 2 Abs. 5 Satz 3 WpÜG. 

Die Bieterin 3 wird von der WSF Privatstiftung als alleiniger Gesellschafterin be-
herrscht. Bei der WSF Privatstiftung handelt es sich um eine mit der Bieterin 3 ge-
meinsam handelnde Person im Sinne von § 2 Abs. 5 Satz 3 WpÜG. 

Darüber hinaus gibt es keine weiteren mit der Bieterin 3 gemeinsam handelnden Per-
sonen im Sinne von § 2 Abs. 5 WpÜG. 

6.4.4 Gegenwärtig von der Bieterin 3 oder von mit ihr gemeinsam handelnden Personen 
und deren Tochterunternehmen gehaltene Zielgesellschafts-Aktien; Zurechnung von 
Stimmrechten 

Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebotsunterlage hält die Bieterin 3 unmit-
telbar 6.998.555 Zielgesellschafts-Aktien (d.h. ca. 20,79 % des Grundkapitals und der 
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Stimmrechte der Zielgesellschaft zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebots-
unterlage), die sie im Vorfeld dieses Delisting-Erwerbsangebots erworben hat. 

Darüber hinaus hat die Bieterin 3 gemeinsam mit der Bieterin 2 mit einem Zielgesell-
schafts-Aktionär die Übertragungsvereinbarung abgeschlossen (wie in Ziffer 6.3.6 
der Angebotsunterlage näher beschrieben), in der die Bieterin 3 gemeinsam mit der 
Bieterin 2 unter anderem dazu bevollmächtigt wird, die Stimmrechte für 1.181.849 
Zielgesellschafts-Aktien (ca. 3,51 % des Grundkapitals und der Stimmrechte der Ziel-
gesellschaft) nach eigenem Ermessen bis zum 30. März 2029 auszuüben. Entspre-
chend sind die Stimmrechte aus diesen 1.181.849 Zielgesellschafts-Aktien der Biete-
rin 3 gemäß § 30 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 WpÜG zuzurechnen. Der Bieterin 1 und deren 
Mutterunternehmen sind diese Stimmrechte wiederum nach § 30 Abs. 2 WpÜG zu-
zurechnen. Ferner enthält die Übertragungsvereinbarung ein Recht der Bieterin 2 und 
der Bieterin 3 bzw. des Zielgesellschafts-Aktionärs bezüglich der 1.181.849 Zielge-
sellschafts-Aktien, das als Instrument im Sinne des § 38 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WpHG 
zu qualifizieren ist. Diese Instrumente werden zudem von der Bieterin 1 und deren 
Mutterunternehmen mittelbar gehalten. 

Der Bieterin 3 sowie der WSF Privatstiftung als Mutterunternehmen der Bieterin 3 
sind die unter Ziffer 6.2.5 der Angebotsunterlage dargestellten Stimmrechte aus den 
von der Bieterin 1 unmittelbar gehaltenen 13.433.975 Zielgesellschafts-Aktien (d.h. 
ca. 39,91 % des Grundkapitals und der Stimmrechte der Zielgesellschaft im Zeitpunkt 
der Veröffentlichung der Angebotsunterlage), und Ziffer 6.3.4 der Angebotsunterlage 
dargestellten Stimmrechte aus den von der Bieterin 2 unmittelbar gehaltenen 
6.997.731 Zielgesellschafts-Aktien (d.h. ca. 20,79 % des Grundkapitals und der 
Stimmrechte der Zielgesellschaft im Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebotsun-
terlage) der Angebotsunterlage dargestellten Stimmrechte aufgrund der am 28. Okto-
ber 2022 mit der Bieterin 1 und der Bieterin 2 geschlossenen Konsortialvereinbarung 
gemäß § 30 Abs. 2 WpÜG zuzurechnen. 

Darüber hinaus halten weder die Bieterin 3 noch mit ihr gemeinsam handelnde Perso-
nen im Sinne von § 2 Abs. 5 WpÜG noch deren Tochterunternehmen Zielgesell-
schafts-Aktien oder Stimmrechte aus Zielgesellschafts-Aktien, und ihnen sind auch 
keine weiteren Stimmrechte aus Zielgesellschafts-Aktien nach § 30 WpÜG zuzurech-
nen. 

Außer soweit vorstehend angegeben, halten weder die Bieterin 3 noch mit ihr gemein-
sam handelnde Personen im Sinne von § 2 Abs. 5 WpÜG noch deren Tochterunter-
nehmen unmittelbar oder mittelbar Instrumente oder mitzuteilende Stimmrechtsan-
teile nach §§ 38, 39 des WpHG in Bezug auf die Zielgesellschaft. 



33 

6.4.5 Angaben zu Wertpapiergeschäften 

Die Bieterinnen haben am 11. November 2022 die Angebotsunterlage für das Über-
nahmeangebot an die Zielgesellschafts-Aktionäre zum Erwerb aller Zielgesellschafts-
Aktien gegen eine Geldleistung in Höhe von EUR 7,50 je Zielgesellschafts-Aktie ver-
öffentlicht. Das Übernahmeangebot wurde für insgesamt 23.254.956 Zielgesell-
schafts-Aktien (d.h. ca. 69,08 % des Grundkapitals und der Stimmrechte der Zielge-
sellschaft zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebotsunterlage) angenommen. 
Nachdem sämtliche Vollzugsbedingungen des Übernahmeangebots erfüllt waren, 
wurde das Übernahmeangebot am 26. April 2023 vollzogen, wodurch die Bieterin 3 
6.574.673 Aktien (d.h. ca. 19,53 % des Grundkapitals und der Stimmrechte der Ziel-
gesellschaft zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebotsunterlage) erwarb. 

In den sechs Monaten vor dem 28. Juni 2023 (dem Tag der Veröffentlichung der Ent-
scheidung zur Abgabe des Delisting-Erwerbsangebots durch die Bieterinnen) und bis 
zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebotsunterlage am 28. Juli 2023 hat die 
Bieterin 3 darüber hinaus weitere 423.882 Zielgesellschafts-Aktien (d.h. ca. 1,26 % 
des Grundkapitals und der Stimmrechte der Zielgesellschaft) erworben, wie in Ab-
schnitt 2 der Anlage 3 näher aufgeführt. Ferner hat die Bieterin 2 die in Ziffer 6.3.5 
der Angebotsunterlage dargestellten Zielgesellschafts-Aktien erworben. Darüber hin-
aus haben die Bieterin 2 und Bieterin 3 die in Ziffer 6.3.6 beschriebene Übertragungs-
vereinbarung abgeschlossen. 

Im Übrigen haben weder die Bieterin 3 noch mit ihr im Sinne von § 2 Abs. 5 WpÜG 
gemeinsam handelnde Personen oder deren Tochterunternehmen in den sechs Mona-
ten vor dem 28. Juni 2023 (dem Tag der Veröffentlichung der Entscheidung zur Ab-
gabe des Delisting-Erwerbsangebots durch die Bieterinnen gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 
WpÜG) und bis zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebotsunterlage am 
28. Juli 2023 Zielgesellschafts-Aktien erworben oder Vereinbarungen abgeschlossen, 
aufgrund derer die Übereignung von Zielgesellschafts-Aktien verlangt werden kann. 

6.5 Übernahmeangebot 

Am 11. November 2022 haben die Bieterinnen ein öffentliches Übernahmeangebot 
zum Erwerb sämtlicher nennwertloser auf den Namen lautender Zielgesellschafts-Ak-
tien veröffentlicht, wodurch sie die Kontrolle über die Zielgesellschaft erlangt haben 
(das "Übernahmeangebot"). Die Annahmefrist des Übernahmeangebots endete am 
9. Dezember 2022. Die weitere Annahmefrist endete am 28. Dezember 2022. Das 
Übernahmeangebot wurde bis zum Ende der weiteren Annahmefrist für insgesamt 
23.254.956 Zielgesellschafts-Aktien angenommen, was ca. 69,08 % des derzeitigen 
Grundkapitals und der Stimmrechte der Zielgesellschaft entspricht. Nachdem sämtli-
che Vollzugsbedingungen des Übernahmeangebots erfüllt waren, wurde das Übernah-
meangebot am 26. April 2023 vollzogen. 
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6.6 Vorbehalt hinsichtlich künftiger Erwerbe von Zielgesellschafts-Aktien durch die 
Bieterinnen 

Die Bieterinnen behalten sich vor, im Rahmen des rechtlichen Zulässigen Zielgesell-
schafts-Aktien außerhalb des Delisting-Erwerbsangebots börslich oder außerbörslich 
unmittelbar oder mittelbar zu erwerben, wobei derartige Erwerbe oder Vereinbarun-
gen zum Erwerb von Zielgesellschafts-Aktien außerhalb der Vereinigten Staaten und 
im Einklang mit dem anwendbaren Recht durchgeführt werden. 

Sollten solche Erwerbe erfolgen, werden Informationen hierüber, einschließlich einer 
Angabe der Anzahl und des Preises der erworbenen Zielgesellschafts-Aktien, nach 
Maßgabe der anwendbaren Rechtsvorschriften, insbesondere § 23 Abs. 2 WpÜG in 
Verbindung mit § 14 Abs. 3 Satz 1 WpÜG, über den Bundesanzeiger und im Internet 
unter https://www.xxxlutz-offer.com veröffentlicht. Entsprechende Informationen 
werden im Internet auch in einer unverbindlichen englischen Übersetzung unter 
https://www.xxxlutz-offer.com veröffentlicht. 

6.7 Allgemeine Informationen über die Bieterin 1 

Die Bieterin 1 ist die Konzernobergesellschaft, in der wesentliche operativ tätige Ge-
sellschaften der XXXLutz Gruppe (wie nachfolgend definiert) gebündelt sind. Sie 
veröffentlicht dementsprechend den Konzernabschluss für die von ihr konsolidierten 
Tochtergesellschaften. Die Bieterin 1 betreibt gemeinsam mit der XXXLutz und ihrer 
in Abschnitt 2 der Anlage 2 genannten (mittelbaren) Tochterunternehmen (die 
"XXXLutz Gruppe") über 370 Einrichtungshäuser in Europa und beschäftigt mehr 
als 25.700 Mitarbeiter. Die XXXLutz Gruppe erwirtschaftet einen Jahresumsatz von 
über EUR 5 Milliarden. Damit zählt sie zu einem der drei größten Möbelhändler der 
Welt. 

7. BESCHREIBUNG DER ZIELGESELLSCHAFT 

7.1 Rechtliche Grundlagen, Kapitalverhältnisse und Aktionärsstruktur 

Die Zielgesellschaft ist eine nach deutschem Recht gegründete europäische Aktien-
gesellschaft (societas europaea) mit Sitz in Berlin, Deutschland, mit Geschäftsan-
schrift Otto-Ostrowski-Straße 3, 10249 Berlin, Deutschland, eingetragen im Handels-
register des Amtsgerichts Charlottenburg unter HRB 196337 B. Das Geschäftsjahr der 
Zielgesellschaft entspricht dem Kalenderjahr. 

Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebotsunterlage beträgt das Grundkapital 
der Zielgesellschaft EUR 33.663.131,00. Es ist eingeteilt in 33.663.131 auf den Inha-
ber lautende ausgegebene Stückaktien ohne Nennbetrag, auf die jeweils ein anteiliger 
Betrag des Grundkapitals von EUR 1,00 entfällt. Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung 
der Angebotsunterlage hält die Zielgesellschaft 2.735 eigene Zielgesellschafts-Aktien 
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(d.h. ca. 0,01 % des Grundkapitals der Zielgesellschaft), mit denen keine Stimm- und 
Dividendenrechte verbunden sind. 

Die Zielgesellschafts-Aktien sind unter der ISIN DE000A14KEB5 zum Handel am 
regulierten Markt (General Standard) an der Frankfurter Wertpapierbörse zugelassen 
und können über XETRA der Frankfurter Wertpapierbörse, Frankfurt am Main, 
Deutschland, sowie Gettex, dem elektronischen Handelssystem der Börse München 
gehandelt werden. Die Zielgesellschafts-Aktien sind darüber hinaus in den Berlin Se-
cond Regulated Market einbezogen. Der Berlin Second Regulated Market ist nach 
§ 54 Abs. 1 der Börsenordnung der Börse Berlin Teil des Freiverkehrs, aber ein gere-
gelter Markt im Sinne von Titel III der MiFID II. Zudem sind die Zielgesellschafts-
Aktien zum Handel in den Freiverkehr an den Wertpapierbörsen in Düsseldorf, Ham-
burg, Hannover und Stuttgart einbezogen, sowie über Tradegate Exchange handelbar. 

Stimmrechtsmitteilungen, aus denen hervorgeht, welche Personen und Institutionen 
3 % oder mehr der Stimmrechte aus Zielgesellschafts-Aktien halten, sind auf der 
Website der Zielgesellschaft unter https://www.home24.com/websites/homevierund-
zwanzig/German/1/homepage.html veröffentlicht. 

7.2 Genehmigtes Kapital 

Die Hauptversammlung der Zielgesellschaft hat am 30. Juni 2023 beschlossen, die 
Satzung der Zielgesellschaft zu ändern und § 4 Abs. 4 der Satzung der Zielgesellschaft 
wie folgt neu zu fassen: "Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesell-
schaft in der Zeit bis zum 29. Juni 2028 mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig 
oder mehrmals um insgesamt bis zu EUR 21.769,00 (in Worten: Euro einundzwan-
zigtausend siebenhundertneunundsechzig) durch Ausgabe von bis zu 21.769 auf den 
Inhaber lautende Stückaktien gegen Sacheinlage zu erhöhen (Genehmigtes Kapi-
tal 2015/III). Das Bezugsrecht der Aktionäre ist ausgeschlossen. Das Genehmigte Ka-
pital 2015/III dient ausschließlich der Ausgabe von neuen Stückaktien zum Zwecke 
der Erfüllung von Geldforderungen, die Geschäftsführern und Mitarbeitern der Ge-
sellschaft oder mit ihr verbundener Unternehmen aus den virtuellen Optionsprogram-
men 2010 und 2013/2014 (zusammen das "Virtuelle Optionsprogramm") gegen die 
Gesellschaft gegenwärtig oder künftig zustehen, und Aktien aus dem Genehmigten 
Kapital 2015/III dürfen nur zu diesem Zweck ausgegeben werden. Der Ausgabebetrag 
beträgt für die bis zu 21.769 neuen Aktien EUR 1,00 je Aktie. Die Einlagen auf die 
neuen Aktien werden durch Einbringung der Geldforderungen erbracht, die den Op-
tionsinhabern aus dem Virtuellen Optionsprogramm gegen die Gesellschaft zustehen. 
Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt 
der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. Die Ausgabe 
von Aktien an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft bedarf zusätzlich der Zu-
stimmung des Aufsichtsrats. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung 
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entsprechend dem Umfang der durchgeführten Kapitalerhöhung aus dem Genehmig-
ten Kapital 2015/III oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist im Hinblick auf das 
Grundkapital und das Genehmigte Kapital 2015/III zu ändern." 

Die Hauptversammlung der Zielgesellschaft hat am 30. Juni 2023 ferner beschlossen, 
die Satzung der Zielgesellschaft zu ändern und die Satzung um einen neuen § 4 Abs. 7 
zu ergänzen: "Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum 
29. Juni 2028 mit Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu insgesamt 
EUR 6.732.626,00 (in Worten: Euro sechs Millionen siebenhundertzweiunddreißig-
tausend sechshundertsechsundzwanzig) durch Ausgabe von bis zu 6.732.626 neuen, 
auf den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmalig 
oder mehrmals zu erhöhen ("Genehmigtes Kapital 2023"). Den Aktionären ist grund-
sätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die Aktien können dabei auch von einem oder 
mehreren Kreditinstitut(en) oder Unternehmen im Sinne von Artikel 5 SE-VO in Ver-
bindung mit § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG mit der Verpflichtung übernommen werden, 
sie den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug anzubieten. Der Vorstand ist ermäch-
tigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats für eine oder 
mehrere Kapitalerhöhungen im Rahmen des Genehmigten Kapitals 2023 auszuschlie-
ßen, 
- um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen;  
- bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabepreis der neuen 

Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft nicht 
wesentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung gilt jedoch nur mit der Maßgabe, 
dass der rechnerisch auf die unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß Artikel 5 
SE-VO in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien entfal-
lende Anteil am Grundkapital insgesamt die Grenze von 10 % des Grundkapitals 
der Gesellschaft weder zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Genehmigten Ka-
pitals 2023 noch – wenn dieser Betrag geringer ist – zum Zeitpunkt der Ausübung 
des Genehmigten Kapitals 2023 überschreiten darf. Auf diese Begrenzung von 
10 % des Grundkapitals ist der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, 
(i) der auf Aktien entfällt, die während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 
2023 aufgrund einer Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien gemäß Arti-
kel 5 SE-VO in Verbindung mit §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
unter Ausschluss eines Bezugsrechts veräußert werden; (ii) der auf Aktien entfällt, 
die zur Bedienung von Bezugsrechten oder in Erfüllung von Wandlungs- bzw. 
Optionsrechten oder -pflichten aus Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibun-
gen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinatio-
nen dieser Instrumente) (zusammen Schuldverschreibungen) ausgegeben werden 
oder auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen während der Laufzeit des 
Genehmigten Kapitals 2023 in entsprechender Anwendung des Artikel 5 SE-VO 
in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts 
der Aktionäre ausgegeben werden; sowie (iii) der auf Aktien entfällt, die während 
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der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2023 auf der Grundlage anderer Kapital-
maßnahmen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in entsprechender 
Anwendung von Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgegeben werden; 

- soweit dies erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern von Schuldverschrei-
bungen, die von der Gesellschaft oder durch deren nachgeordnete Konzernunter-
nehmen ausgegeben werden, bei Ausübung des Wandlungs- bzw. Optionsrechts 
oder der Erfüllung einer Wandlungs- bzw. Optionspflicht neue Aktien der Gesell-
schaft gewähren zu können sowie, soweit es erforderlich ist, um Inhabern von 
Wandlungs- bzw. Optionsrechten bzw. Gläubigern von mit Wandlungspflichten 
ausgestatteten Wandelschuldverschreibungen oder Optionsschuldverschreibun-
gen, die von der Gesellschaft oder deren nachgeordneten Konzernunternehmen 
ausgegeben werden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewäh-
ren, wie es ihnen nach Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach 
Erfüllung von Wandlungs- bzw. Optionspflichten als Aktionäre zustünde;  

- im Falle einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen, insbesondere im Rahmen von 
Unternehmenszusammenschlüssen oder zum (auch mittelbaren) Erwerb von Un-
ternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen, Beteiligungen oder sonstigen Vermö-
gensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenständen 
einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaf-
ten; oder  

- zur Durchführung einer Aktiendividende, in deren Rahmen Aktien der Gesell-
schaft (auch teilweise und/oder wahlweise) gegen Einlage von Dividendenansprü-
chen der Aktionäre ausgegeben werden (Scrip Dividend).  

Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer 
Durchführung mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen; dies umfasst auch die 
Festlegung der Gewinnanteilsberechtigung der neuen Aktien, welche abweichend von 
Artikel 9 Abs. 1 lit. c) i) SE-VO in Verbindung mit § 60 Abs. 2 AktG auch für ein 
bereits abgelaufenes Geschäftsjahr festgelegt werden kann. Der Aufsichtsrat ist er-
mächtigt, nach Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2023 oder Ablauf der Frist für 
die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2023 die Fassung der Satzung entspre-
chend anzupassen." 

Die am 30. Juni 2023 von der Hauptversammlung der Zielgesellschaft beschlossene 
Änderung von § 4 Abs. 4 bzw. Einfügung von § 4 Abs. 7 der Satzung sind zum Zeit-
punkt der Veröffentlichung der Angebotsunterlage noch nicht im Handelsregister der 
Zielgesellschaft eingetragen und damit noch nicht wirksam geworden.  

7.3 Bedingtes Kapital 

Gemäß § 4 Abs. 5 der Satzung der Zielgesellschaft ist das Grundkapital der Zielge-
sellschaft um bis zu EUR 2.899.752,00 durch Ausgabe von bis zu 2.899.752 auf den 
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Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht ("Bedingtes Kapital 2019"). Das Be-
dingte Kapital 2019 dient ausschließlich der Bedienung von Bezugsrechten, die den 
Bezugsberechtigten aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 
10. März 2017, geändert durch die Beschlüsse der Hauptversammlungen vom 28. Juli 
2017, 24. Mai 2018, 19. Juni 2019, 3. Juni 2020 und 14. Juni 2022, im Rahmen des 
LTIP 2019 (bzw. unter der vorherigen Bezeichnung LTIP 2017) gewährt wurden. Die 
Bezugsaktien werden zum geringsten Ausgabebetrag von EUR 1,00 ausgegeben. Die 
Einlagen auf die Bezugsaktien werden durch die Einbringung von Vergütungsansprü-
chen der Bezugsberechtigten aus den ihnen gewährten Performance Shares im Wege 
der Sacheinlage erbracht. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchge-
führt, wie nach Maßgabe des Beschlusses der Hauptversammlung vom 10. März 
2017, geändert durch die Beschlüsse der Hauptversammlungen vom 28. Juli 2017, 
24. Mai 2018, 19. Juni 2019, 3. Juni 2020 und 14. Juni 2022, Performance Shares aus-
gegeben wurden, die Bezugsberechtigten von ihrem Ausübungsrecht in vertragsge-
mäßer Weise Gebrauch machen und die Zielgesellschaft die Bezugsrechte weder 
durch eigene Zielgesellschafts-Aktien noch durch eine Geldzahlung erfüllt. Bis zum 
Ende der Angebotsfrist können bis zu 124.000 Aktien aus dem Bedingten Kapital 
2019 ausgegeben werden. 

Gemäß § 4 Abs. 8 der Satzung der Zielgesellschaft ist das Grundkapital der Zielge-
sellschaft um bis zu EUR 10.774.773,00 durch Ausgabe von bis zu 10.774.773 neuen, 
auf den Inhaber lautenden Stückaktien (Stammaktien) bedingt erhöht ("Bedingtes 
Kapital 2020"). Das Bedingte Kapital 2020 dient der Gewährung von Zielgesell-
schafts-Aktien bei der Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. bei der 
Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten an die Inhaber bzw. Gläubiger von 
Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten 
und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) 
(nachstehend gemeinsam die "Schuldverschreibungen"), die aufgrund des Ermäch-
tigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 3. Juni 2020 ausgegeben worden 
sind. Die Ausgabe der neuen Zielgesellschafts-Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe 
des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 3. Juni 2020 jeweils fest-
zulegenden Wandlungs- oder Optionspreises. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur 
insoweit durchgeführt, wie Inhaber bzw. Gläubiger von Schuldverschreibungen, die 
von der Zielgesellschaft oder einer von der Zielgesellschaft abhängigen oder in ihrem 
unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbesitz stehenden Gesellschaft, aufgrund des 
Ermächtigungsbeschlusses bis zum 2. Juni 2025 ausgegeben bzw. garantiert werden, 
(i) von ihren Wandlungs- oder Optionsrechten Gebrauch machen, (ii) ihre Wand-
lungs- oder Optionspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllen oder 
(iii) soweit die Zielgesellschaft anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags Zielge-
sellschafts-Aktien gewährt und soweit die Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. 
Wandlungs- oder Optionspflichten nicht durch eigene Zielgesellschafts-Aktien, durch 



39 

Zielgesellschafts-Aktien aus genehmigtem Kapital oder durch andere Leistungen be-
dient werden. Die Wandlungs- und Optionsrechte unter dem Bedingten Kapital 2020 
sind bis zum Ende der Annahmefrist nicht ausübbar, da keine Schuldverschreibungen 
ausgegeben worden sind. 

7.4 Geschäftstätigkeit der Zielgesellschafts-Gruppe 

Die Zielgesellschafts-Gruppe ist eine führende pure-play Home & Living E-Com-
merce-Plattform in Kontinentaleuropa und Brasilien. 

Mit über 250.000 Home & Living-Produkten in Europa und über 200.000 Artikeln in 
Lateinamerika bietet die Zielgesellschafts-Gruppe eine einzigartige Produktauswahl 
an großen und kleinen Möbelstücken, Gartenmöbeln, Matratzen und Beleuchtung. 
Das Sortiment der Zielgesellschafts-Gruppe besteht aus zahlreichen Marken, darunter 
eine Vielzahl von Eigenmarken. 

Die Zielgesellschaft hat ihren Hauptsitz in Berlin und beschäftigte zum 31. Dezember 
2022 weltweit insgesamt 3.020 Mitarbeitende. Sie ist in sieben europäischen Märkten 
aktiv: Deutschland, Frankreich, Österreich, den Niederlanden, der Schweiz, Belgien 
und Italien. Darüber hinaus ist die Zielgesellschafts-Gruppe unter der Marke "Mobly" 
in Brasilien tätig. Schließlich gehört zur Zielgesellschafts-Gruppe auch die Lifestyle-
Marke "Butlers" mit über 100 Filialen in der DACH-Region und weiteren 25 im üb-
rigen Europa. 

Die Zielgesellschaft ist an der Frankfurter Wertpapierbörse notiert (ISIN 
DE000A14KEB5). Die Aktie der Mobly wird am brasilianischen Novo Mercado von 
B3 gehandelt (ISIN BRMBLYACNOR5). 

Laut Geschäftsbericht erzielte die Zielgesellschafts-Gruppe im Geschäftsjahr 2022 
Umsatzerlöse in Höhe von EUR 601,0 Millionen (Geschäftsjahr 2021: 615,5 Millio-
nen; Geschäftsjahr 2020: 491,9 Millionen) und beschäftigte zum 31. Dezember 2022 
weltweit 3.020 Mitarbeiter (31. Dezember 2021: 2.084; 31. Dezember 2020: 1.759). 

7.5 Organe 

Der Vorstand der Zielgesellschaft besteht aus zwei Mitgliedern, namentlich Marc Ap-
pelhoff (CEO) und Philipp Steinhäuser (CFO). 

Der Aufsichtsrat der Zielgesellschaft besteht aus vier Mitgliedern, namentlich 
Mag. Matthias Ley (Vorsitzender), Mag. Michael Seifert, Mag. Nikola Seifert, und 
Dr. Philipp Kreibohm. 
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7.6 Mit der Zielgesellschaft gemeinsam handelnde Personen 

Auf der Grundlage der Informationen, die den Bieterinnen zum Zeitpunkt der Veröf-
fentlichung der Angebotsunterlage zur Verfügung stehen, handelt es sich bei den in 
Anlage 5 aufgeführten Gesellschaften um Tochterunternehmen der Zielgesellschaft, 
die daher gemäß § 2 Abs. 5 Satz 3 WpÜG als untereinander und mit der Zielgesell-
schaft gemeinsam handelnde Personen gelten. Zudem gelten die Bieterinnen sowie 
die in Anlage 2 und Anlage 4 aufgeführten Gesellschaften als mit der Zielgesellschaft 
gemeinsam handelnde Personen gemäß § 2 Abs. 5 Satz 3 WpÜG. Nach den Bieterin-
nen zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebotsunterlage vorliegenden Infor-
mationen existieren mit Ausnahme der in Anlage 5 genannten Personen keine weite-
ren Personen, die gemäß § 2 Abs. 5 WpÜG als mit der Zielgesellschaft gemeinsam 
handelnde Personen gelten. 

7.7 Angaben zu den Stellungnahmen des Vorstands und des Aufsichtsrats der Ziel-
gesellschaft 

Nach § 27 Abs. 1 WpÜG sind der Vorstand und der Aufsichtsrat der Zielgesellschaft 
jeweils verpflichtet, eine Stellungnahme zu dem Delisting-Erwerbsangebot sowie zu 
jeder seiner Änderungen abzugeben. Der Vorstand und der Aufsichtsrat der Zielge-
sellschaft müssen diese Stellungnahme jeweils unverzüglich nach Übermittlung der 
Angebotsunterlage und deren Änderungen durch die Bieterinnen gemäß § 14 Abs. 3 
Satz 1 WpÜG veröffentlichen. 

8. HINTERGRUND DES DELISTING-ERWERBSANGEBOTS 

8.1 Wirtschaftlicher und strategischer Hintergrund der Transaktion 

Die Bieterinnen sind davon überzeugt, dass das geplante Delisting der Zielgesell-
schafts-Aktien sowie die beabsichtigte Einstellung der Einbeziehung der Zielgesell-
schafts-Aktien in jeglichem Freiverkehr einer Börse (einschließlich der Einbeziehung 
in den Berlin Second Regulated Market) und in jeglichen anderen multilateralen oder 
organisierten Handelssystemen im Sinne der Marktmissbrauchsverordnung, soweit 
diese Einbeziehung auf Antrag der Zielgesellschaft veranlasst ist, im Interesse der 
Zielgesellschaft und der Zielgesellschafts-Aktionäre liegt. 

Der Widerruf der Börsenzulassung und die Einstellung der Einbeziehungen in sons-
tige Handelsplätze ermöglichen es der Zielgesellschaft aus Sicht der Bieterinnen, er-
hebliche mit der Aufrechterhaltung der Börsennotierung verbundene Kosten einzu-
sparen, die Komplexität der Geschäftstätigkeit der Zielgesellschaft und die regulato-
rischen Ausgaben zu reduzieren und durch die Börsennotierung beanspruchten Ma-
nagementkapazitäten freizusetzen. Ferner ist die Zielgesellschaft aufgrund alternati-
ver Finanzierungsquellen auf absehbare Zeit nicht auf den Zugang zum Kapitalmarkt 
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angewiesen. Darüber hinaus sind die Bieterinnen überzeugt, dass das Delisting-Er-
werbsangebot den Zielgesellschafts-Aktionären eine sofortige und liquiditätsunab-
hängige Desinvestitionsmöglichkeit zu einem sehr attraktiven Preis bietet. 

8.2 Voraussetzungen eines Delistings 

Um das Delisting der Zielgesellschafts-Aktien durchzuführen, muss der Vorstand der 
Zielgesellschaft den Widerruf der Zulassung aller Zielgesellschafts-Aktien zum Han-
del am regulierten Markt (General Standard) an der Frankfurter Wertpapierbörse ge-
mäß § 39 Abs. 2 Satz 1 BörsG zum Ende der Annahmefrist beantragen. Ein Widerruf 
der Zulassung von Aktien zum Handel an einem regulierten Markt gemäß § 39 Abs. 2 
Satz 3 Nr. 1 BörsG ist nur dann rechtlich zulässig, wenn zugleich ein Delisting-Er-
werbsangebot nach dem WpÜG an alle außenstehenden Aktionäre der Gesellschaft 
veröffentlicht wird. Ohne das Delisting-Erwerbsangebot könnte der Vorstand der 
Zielgesellschaft das Delisting nicht beantragen. 

8.3 Durchführung des Delistings 

Die Bieterinnen haben die Absicht, gemeinsam mit der Zielgesellschaft ein Delisting 
der Zielgesellschafts-Aktien herbeizuführen. Die Zielgesellschaft hat sich zu diesem 
Zweck in der Delisting-Vereinbarung vorbehaltlich der Prüfung der Angebotsunter-
lage, einer positiven Bewertung der darin beschriebenen Absichten der Bieterinnen 
und soweit nach geltendem Recht, insbesondere den Sorgfalts- und Treuepflichten des 
Vorstands und des Aufsichtsrats, zulässig, verpflichtet, sich gemeinsam mit den Bie-
terinnen nach besten Kräften zu bemühen, alle zumutbaren Schritte zu unternehmen, 
um das Delisting zu bewirken. Unter diesen Voraussetzungen wird die Zielgesell-
schaft den Delisting-Antrag auf Widerruf der Zulassung sämtlicher Zielgesellschafts-
Aktien zum Handel am regulierten Markt (General Standard) an der Frankfurter 
Wertpapierbörse mit dem Ziel stellen, das Delisting so bald wie möglich und soweit 
rechtlich zulässig nach Einreichung des Delisting-Antrags zu bewirken, wobei das 
Delisting nicht vor Ablauf der Annahmefrist wirksam werden wird. Um den Delisting-
Antrag zu ermöglichen, haben die Bieterinnen das Delisting-Erwerbsangebot gemäß 
§ 39 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 BörsG vorbereitet und veröffentlicht. Die Bieterinnen gehen 
davon aus, dass die Geschäftsführung der Börse Berlin gemäß § 17 Abs. 2 Satz 2 in 
Verbindung mit § 17 Abs. 1 der Geschäftsbedingungen für den Freiverkehr an der 
Börse Berlin zeitnah mit Widerruf der Zulassung des Handels im regulierten Markt 
der Frankfurter Wertpapierbörse auch die Einbeziehung der Zielgesellschafts-Aktien 
in den Teilbereich Berlin Second Regulated Market der Börse Berlin aufheben wird. 

Sofern die Geschäftsführung der Frankfurter Wertpapierbörse einem Antrag des Vor-
stands der Zielgesellschaft zustimmt, widerruft sie die Zulassung der Zielgesell-
schafts-Aktien zum Handel am regulierten Markt (General Standard) an der Frank-
furter Wertpapierbörse. Die Zielgesellschaft hat sich in der Delisting-Vereinbarung 
dazu verpflichtet, keine erneute Zulassung der Zielgesellschafts-Aktien zum Handel 
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am regulierten Markt an der Frankfurter Wertpapierbörse zu beantragen. Die Zielge-
sellschaft hat sich in der Delisting-Vereinbarung weiterhin verpflichtet, keine Zulas-
sung zum Handel der Zielgesellschafts-Aktien zu einem geregelten Markt einer Börse 
oder eines anderen multilateralen Handelssystems oder organisierten Handelssystems 
im Sinne der Marktmissbrauchsverordnung zu beantragen. 

Im Falle eines Widerrufs der Zulassung der Zielgesellschafts-Aktien zum Handel am 
regulierten Markt (General Standard) an der Frankfurter Wertpapierbörse können die 
Zielgesellschafts-Aktien, die während der Annahmefrist nicht angedient wurden, bis 
zu einem Wirksamwerden des Widerrufs der Zulassung der Zielgesellschafts-Aktien 
zunächst unter ISIN DE000A14KEB5 an der Frankfurter Wertpapierbörse weiter ge-
handelt werden. 

Gemäß § 46 Abs. 3 Börsenordnung der Frankfurter Wertpapierbörse wird der Wider-
ruf der Zulassung zum Handel gemäß § 39 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 BörsG innerhalb von 
drei Börsentagen nach Bekanntgabe der Widerrufsentscheidung der Geschäftsführung 
der Frankfurter Wertpapierbörse wirksam. 

Das Delisting wird insbesondere die folgenden Auswirkungen auf die Zielgesell-
schafts-Aktien für die Zielgesellschafts-Aktionäre haben: 

(a) Mit dem Vollzug des Delistings endet der Handel der Zielgesellschafts-Aktien 
am regulierten Markt (General Standard) an der Frankfurter Wertpapierbörse. 
Die Zielgesellschafts-Aktien sind nicht zum Handel in einem anderen regulier-
ten Markt innerhalb Deutschlands oder der Europäischen Union oder des Euro-
päischen Wirtschaftsraums zugelassen. Die Zielgesellschafts-Aktionäre werden 
daher keinen Zugang mehr zu einem regulierten Markt für die Zielgesellschafts-
Aktien haben, was sich nachteilig auf die Handelbarkeit der Zielgesellschafts-
Aktien auswirken und zu Kursverlusten führen kann. 

(b) Mit dem Vollzug des Delistings endet zugleich der Handel der Zielgesell-
schafts-Aktien in XETRA, dem elektronischen Handelssystem der Frankfurter 
Wertpapierbörse bzw. in Gettex, dem elektronischen Handelssystem der Börse 
München. 

(c) Es kann in der Zukunft nicht ausgeschlossen werden, dass sich, beispielsweise 
nach Abwicklung des Delisting-Erwerbsangebots, der Delisting-Antrag nach-
teilig auf den Börsenkurs und die Handelbarkeit der Zielgesellschafts-Aktien 
auswirken und zu Kursverlusten führen wird. 

(d) Mit dem Vollzug des Delistings werden auf den Handel mit Zielgesellschafts-
Aktien einige Transparenz- und Handelsvorschriften keine Anwendung mehr 
finden, insbesondere §§ 33 ff. WpHG und §§ 48 ff. WpHG, Art. 17 (Veröffent-
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lichung von Insiderinformationen), Art. 18 (Insiderlisten) und Art. 19 (Eigen-
geschäfte von Führungskräften) der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über Marktmissbrauch 
(Marktmissbrauchsverordnung) und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/6/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates und der Richtlinien, 2003/124/EG, 
2003/125/EG und 2004/72/EG der Kommission sowie bestimmte weitere Vor-
schriften der Börsenordnung der Frankfurter Wertpapierbörse. Dies wird zu ei-
nem niedrigeren Schutzniveau für die Zielgesellschafts-Aktionäre führen. 

8.4 Delisting-Vereinbarung 

Am 28. Juni 2023 haben die Bieterinnen, die XXXLutz und die Zielgesellschaft eine 
Vereinbarung geschlossen, welche das gemeinsame Verständnis und die gemeinsa-
men Absichten in Bezug auf das Delisting beinhaltet (die "Delisting-Vereinba-
rung"). 

8.4.1 Unterstützung des Delisting 

In der Delisting-Vereinbarung ist festgehalten, dass nach Ansicht der Bieterinnen und 
der Zielgesellschaft eine Beendigung der Zulassung der Zielgesellschafts-Aktien zum 
Handel im regulierten Markt der Frankfurter Wertpapierbörse vorteilhaft ist. Die Ziel-
gesellschaft hat sich in der Delisting-Vereinbarung, vorbehaltlich der Prüfung der An-
gebotsunterlage, einer positiven Bewertung der darin beschriebenen Absichten der 
Bieterinnen und soweit nach geltendem Recht, insbesondere den Sorgfalts- und 
Treuepflichten des Vorstands und des Aufsichtsrats, zulässig, verpflichtet, sich ge-
meinsam mit den Bieterinnen nach besten Kräften zu bemühen, alle zumutbaren 
Schritte zu unternehmen, um das Delisting zu bewirken. Die Delisting-Vereinbarung 
sieht vor, dass die Zielgesellschaft den Delisting-Antrag spätestens sieben Geschäfts-
tage vor Ablauf der Annahmefrist für das Delisting-Erwerbsangebot bei der Frankfur-
ter Wertpapierbörse stellen wird. Der genaue Zeitpunkt des Wirksamwerdens des De-
listing hängt unter anderem auch von der Entscheidung der Geschäftsführung der 
Frankfurter Wertpapierbörse ab. Das Delisting wird nicht vor Ablauf der Annahme-
frist wirksam.  

Des Weiteren hat sich die Zielgesellschaft im Rahmen des rechtlich Zulässigen ver-
pflichtet, alle weiteren angemessenen Maßnahmen zu ergreifen, um die Einbeziehung 
der Zielgesellschafts-Aktien in jeglichem Freiverkehr einer Börse (einschließlich der 
Einbeziehung in den Berlin Second Regulated Market) und in jeglichem anderen mul-
tilateralen oder organisierten Handelssystem im Sinne der Marktmissbrauchsverord-
nung zu beenden, soweit diese Einbeziehung auf Antrag der Zielgesellschaft veran-
lasst ist. 
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Gemäß der Delisting-Vereinbarung werden Vorstand und Aufsichtsrat der Zielgesell-
schaft in ihrer gemeinsamen begründeten Stellungnahme gemäß § 27 WpÜG, vorbe-
haltlich der Prüfung der Angebotsunterlage sowie einer positiven Bewertung der darin 
beschriebenen Absichten der Bieterinnen, bestätigen, dass (i) sie den Delisting-Antrag 
stellen werden, (ii) sie das Delisting und das Delisting-Angebot unterstützen und 
(iii) sie den Zielgesellschafts-Aktionären empfehlen, das Delisting-Angebot anzuneh-
men. Ferner hat sich die Zielgesellschaft dazu verpflichtet, alle Maßnahmen oder 
Schritte unterlassen, die geeignet wären, das Delisting-Angebot und/oder das Delis-
ting nachteilig zu beeinflussen. 

Die Pflichten der Zielgesellschaft nach Maßgabe der Delisting-Vereinbarung stehen 
sämtlich unter dem Vorbehalt, dass die Organe der Zielgesellschaft durch die jewei-
lige Maßnahme nicht ihre rechtlichen Pflichten verletzen. 

8.4.2 Absichten und Pflichten der Bieterin 

In der Delisting-Vereinbarung bestätigen die Bieterinnen unter anderem, dass sie die 
Zielgesellschaft finanziell unterstützen werden und erkennen ihre Absichten, Ver-
pflichtungen und Zusagen unter dem zwischen der Bieterin 1, der XXXLutz und der 
Zielgesellschaft am 5. Oktober 2022 abgeschlossenen Business Combination Agree-
ments (das "BCA"), dem die Bieterin 2 und die Bieterin 3 durch eine Beitrittsverein-
barung am 28. Oktober 2022, jeweils mit der gleichen rechtlichen Stellung wie die 
Bieterin 1 und zusammen mit ihr als Gesamtschuldnerinnen, beigetreten sind, an. Das 
BCA beinhaltet unter anderem Absichten, Verpflichtungen und Zusagen der Bieterin-
nen in Bezug auf den Vorstand und den Aufsichtsrat der Zielgesellschaft, die Beleg-
schaft und die Mitarbeiter der Zielgesellschafts-Gruppe, die Wachstumsstrategie der 
Zielgesellschafts-Gruppe sowie die Unterstützung bei der Finanzierung der Zielge-
sellschaft nach dem Delisting. 

(a) Finanzielle Unterstützung der Zielgesellschaft durch die Bieterinnen 

Nach der Durchführung des Delistings entfällt der Zugang der Zielgesellschaft zum 
Kapitalmarkt zwecks Aufnahme von Eigenkapital oder im Wesentlichen Fremdkapi-
tal zur Fortführung und Weiterentwicklung ihres Geschäfts und Wachstums. Die Ziel-
gesellschaft wird ihren weiteren Finanzierungsbedarf daher nur über private Finanzie-
rungstransaktionen decken können, deren Konditionen unter Umständen weniger at-
traktiv als auf dem Kapitalmarkt sind. Für den Fall, dass die Zielgesellschaft keine 
eigenständige Finanzierung mit externen Banken abschließen kann, haben sich die 
XXXLutz und die Bieterinnen daher gegenüber der Zielgesellschaft zur Abgabe von 
selbstständigen Garantieerklärungen verpflichtet, für Ansprüche aus Zahlungsver-
pflichtungen der Zielgesellschaft im Rahmen von neu aufzunehmenden Bankfinan-
zierungen gegenüber der jeweils finanzierenden Bank bis zu einer bestimmten Höhe 
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einzustehen, wenn der Aufsichtsrat der Zielgesellschaft der Aufnahme dieser Bankfi-
nanzierungen vorab zugestimmt hat. Die XXXLutz und die Bieterinnen haben sich 
zudem verpflichtet, der Zielgesellschaft Eigen- oder Fremdkapitalmittel bis zu einem 
vereinbarten Betrag zur Verfügung zu stellen, falls Fremdfinanzierungen durch ex-
terne Kapitalgeber trotz der Garantieerklärung nicht oder nicht zu angemessenen Kon-
ditionen zustande kommen. 

(b) Unternehmensführung der Zielgesellschaft nach dem Delisting 

Die Bieterinnen erkennen ihre Absichten, Verpflichtungen und Zusagen unter dem 
BCA, das im Zusammenhang mit dem Übernahmeangebot abgeschlossen wurde, im 
Hinblick auf unter anderem ihre Absichten, Verpflichtungen und Zusagen betreffend 
den Vorstand und den Aufsichtsrat der Zielgesellschaft, die Belegschaft und die Mit-
arbeiter der Zielgesellschafts-Gruppe sowie die Wachstumsstrategie der Zielgesell-
schafts-Gruppe an. Diese sind in den Ziffern 9.1 bis 9.5 der Angebotsunterlage zu-
sammengefasst. 

8.4.3 Laufzeit der Delisting-Vereinbarung 

Die Delisting-Vereinbarung hat eine feste Laufzeit von drei Jahren ab dem 28. Juni 
2023, dem Tag der Veröffentlichung der Entscheidung der Bieterinnen zur Abgabe 
des Delisting-Erwerbsangebots nach § 10 Abs. 1 und Abs. 3 WpÜG. Darüber hinaus 
räumt die Delisting-Vereinbarung jeder Partei unter bestimmten festgelegten Umstän-
den Kündigungsrechte ein. 

9. ABSICHTEN DER BIETERINNEN 

Die nachfolgend beschriebenen Absichten sind die gemeinsamen Absichten der Bie-
terinnen in Bezug auf die Zielgesellschaft und die Bieterinnen in Folge des Delisting-
Erwerbsangebots. Diese Absichten beziehen sich auf den Zeitpunkt der Veröffentli-
chung der Angebotsunterlage. Die Bieterinnen haben keine weiteren Absichten, die 
von den in Ziffern 9.1 bis 9.6 der Angebotsunterlage dargestellten Absichten abwei-
chen. Die in den Ziffern 9.1 bis 9.5 der Angebotsunterlage beschriebenen Absichten 
haben ihre rechtliche Grundlage im BCA, das im Zusammenhang mit dem Übernah-
meangebot abgeschlossen wurde. 

9.1 Künftige Geschäftstätigkeit, künftiges Vermögen und künftige Verpflichtungen 
der Zielgesellschaft 

Die Bieterinnen beabsichtigen nach dem Vollzug des Delisting-Erwerbsangebots, die 
Kernmarken der Zielgesellschafts-Gruppe als unabhängige Marken beizubehalten und 
fortzuführen und wird die Zielgesellschaft dabei unterstützen, das Markenbewusstsein 
für diese Marken weiter zu steigern. 
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Die Bieterinnen beabsichtigen auch keine Änderung der Gesellschaftsstruktur der 
Zielgesellschafts-Gruppe, d.h. einer Holdinggesellschaft und verschiedenen Tochter-
gesellschaften. 

Darüber hinaus beabsichtigen die Bieterinnen, der Zielgesellschaft, im Falle weiteren 
Finanzierungsbedarfs der Zielgesellschaft nach Vollzug des Delisting-Erwerbsange-
bots, Eigen- oder Fremdkapitalmittel in ausreichender Höhe zur Verfügung zu stellen, 
soweit der Zielgesellschaft selbst eine Finanzierung an den Finanzierungsmärkten 
nicht oder nicht zu angemessenen Konditionen möglich ist, insbesondere durch die in 
der Delisting-Vereinbarung vereinbarte und unter Ziffer 8.4.2(a) der Angebotsunter-
lage dargestellte finanzielle Unterstützung. 

Darüber hinaus haben die Bieterinnen keine Absichten in Bezug auf das künftige Ver-
mögen und die künftigen Verpflichtungen der Zielgesellschaft. 

9.2 Sitz der Zielgesellschaft und Standort wesentlicher Unternehmensteile 

Die Bieterinnen beabsichtigen, den Satzungssitz und Sitz der Unternehmensleitung 
der Zielgesellschaft in Berlin beizubehalten. Die Bieterinnen beabsichtigen ebenfalls 
nicht, die Standorte wesentlicher Unternehmensteile der Zielgesellschafts-Gruppe zu 
verlegen oder zu schließen. 

9.3 Arbeitnehmer, Arbeitnehmervertretungen und Beschäftigungsbedingungen 

Die Bieterinnen beabsichtigen, einen konstruktiven Dialog mit allen Mitarbeitern und 
dem Betriebsrat der Zielgesellschaft sowie allen etwaigen zukünftig gebildeten Be-
triebsräten der Zielgesellschafts-Gruppe zu führen und die Zielgesellschafts-Gruppe 
darin zu unterstützen, attraktive und wettbewerbsfähige Rahmenbedingungen zu er-
halten und weiterzuentwickeln, um die Arbeitnehmerschaft der Zielgesellschafts-
Gruppe zu erhalten, Talente zu fördern und weitere zu gewinnen. 

Die Bieterinnen haben sich verpflichtet, die derzeitigen wesentlichen Beschäftigungs-
bedingungen und die Bedingungen für die Organisation von Arbeitnehmervertretun-
gen der Zielgesellschaft und der Zielgesellschafts-Gruppe im Rahmen des ordentli-
chen Geschäftsgangs beizubehalten und beabsichtigen, diese Verpflichtung zu erfül-
len. 

Darüber hinaus haben sich die Bieterinnen im BCA, das im Zusammenhang mit dem 
Übernahmeangebot abgeschlossen wurde, dazu verpflichtet, innerhalb der zwölf Mo-
nate nach dem Abschluss des BCA keine betriebsbedingten Kündigungen aufgrund 
des Vollzugs des Übernahmeangebots oder des Delisting-Erwerbsangebots direkt 
oder indirekt zu veranlassen, wobei im Unternehmensinteresse erforderliche betriebs-
bedingte Kündigungen aufgrund der wirtschaftlichen Lage nicht ausgeschlossen sind. 
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Die Bieterinnen beabsichtigen dies auch nicht und haben keine darüber hinausgehen-
den Absichten in Bezug auf betriebsbedingte Kündigungen. Sofern in Folge des Voll-
zugs des bereits vollzogenen Übernameangebots und nachfolgender Strukturmaßnah-
men zur weiteren Integration Redundanzen entstehen sollten, die eine Auswahl von 
Angestellten der Führungsebene unter dem Vorstand erfordert, erfolgt eine solche 
Auswahl nach dem best in class-Prinzip. Sofern sich herausstellt, dass einem Ange-
stellten der Führungsebene unter dem Vorstand keine entsprechende Stelle in der Ziel-
gesellschaft oder in einem mit den Bieterinnen verbundenen Unternehmen mehr ein-
geräumt werden kann, wird dem entsprechenden Mitarbeiter eine angemessene Ab-
findung angeboten werden. 

Die Bieterinnen beabsichtigen, die Zielgesellschaft, vertreten durch den Vorstand und 
den Aufsichtsrat, gemäß deren Organpflichten bei der Ablösung sämtlicher der unter 
den bestehenden Long Term Incentive Plans, einem anteilsbasierten Vergütungsele-
ment der Zielgesellschaft (das "LTIP"), und Aktienoptionsprogrammen gegebenen 
Ansprüche der Teilnehmer unter diesen Programmen weiterhin zu unterstützen. 

9.4 Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats der Zielgesellschaft 

Der Vorstand der Zielgesellschaft besteht aus zwei Mitgliedern. Zum Zeitpunkt der 
Unterzeichnung des BCA, das im Zusammenhang mit dem Übernahmeangebot abge-
schlossen wurde, und der Veröffentlichung des Übernahmeangebots hatten und zum 
Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebotsunterlage haben die Bieterinnen vollstes 
Vertrauen in den Vorstand der Zielgesellschaft in seiner damaligen bzw. derzeitigen 
Zusammensetzung. Daher haben die Bieterinnen im Vorfeld im BCA der inzwischen 
durchgeführten Verlängerung der Anstellungsverträge der derzeitigen Vorstandsmit-
glieder und deren Wiederbestellungen, jeweils über den 31. Dezember 2022 hinaus, 
zugestimmt. Die Bieterinnen beabsichtigen, den Vorstand der Zielgesellschaft bei der 
Umsetzung seiner Geschäftsstrategie zu unterstützen und mit dem Vorstand sowie 
dem erweiterten Management-Team konstruktiv zusammenzuarbeiten. Der Vorstand 
in seiner derzeitigen Zusammensetzung und Ressortzuständigkeit wird die Zielgesell-
schaft daher weiterhin unabhängig und ausschließlich in eigener Verantwortung im 
Einklang mit den rechtlichen Vorschriften leiten. Die Bieterinnen beabsichtigen nicht, 
Einfluss auf die Größe, Struktur und Zuständigkeiten des Vorstands auszuüben. 

Der Aufsichtsrat der Zielgesellschaft besteht aus vier Mitgliedern. Die Bieterinnen 
beabsichtigen nicht, die Größe des Aufsichtsrats zu ändern. Der Aufsichtsrat soll auch 
nach dem Vollzug des Delisting-Erwerbsangebots aus vier Mitgliedern bestehen. Die 
Bieterinnen sind im Aufsichtsrat mit drei Mitgliedern vertreten, was ihre Kapitalbe-
teiligung an der Zielgesellschaft adäquat widerspiegelt. 
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9.5 Beabsichtigte Strukturmaßnahmen 

Nach Vollzug des Delisting-Erwerbsangebots und vorbehaltlich des Erreichens der 
erforderlichen Mehrheit beabsichtigen die Bieterinnen, die folgenden Strukturmaß-
nahmen zu ergreifen: 

(a) Die Bieterinnen beabsichtigen, eine Übertragung der Zielgesellschafts-Ak-
tien gemäß §§ 327a ff. AktG (aktienrechtlicher Squeeze-out) zu prüfen, so-
fern einer der Bieterinnen oder einem mit dieser Bieterin verbundenen Un-
ternehmen zu einem Zeitpunkt nach Vollzug des Delisting-Erwerbsangebots 
mindestens 95 % des Grundkapitals der Zielgesellschaft gehören. In diesem 
Fall würde die Hauptversammlung der Zielgesellschaft die Übertragung der 
Zielgesellschafts-Aktien der verbliebenen Zielgesellschafts-Aktionäre auf 
diese Bieterin oder ein mit dieser Bieterin verbundenes Unternehmen als 
Hauptaktionär gegen Gewährung einer angemessenen Barabfindung an die 
Zielgesellschafts-Aktionäre beschließen. 

Die Bieterinnen beabsichtigen zudem, eine Umwandlung der Rechtsform ei-
ner der Bieterinnen in eine deutsche Aktiengesellschaft und die Übertragung 
der von den verbliebenen Zielgesellschafts-Aktionären gehaltenen Zielge-
sellschafts-Aktien gemäß § 62 Abs. 5 Umwandlungsgesetz ("UmwG"), 
§§ 327a ff. AktG (umwandlungsrechtlicher Squeeze-out) im Zusammenhang 
mit einer Verschmelzung der Zielgesellschaft auf die entsprechende Bieterin 
zu prüfen. In diesem Fall würde die Hauptversammlung der Zielgesellschaft 
die Übertragung der Zielgesellschafts-Aktien der verbliebenen Zielgesell-
schafts-Aktionäre auf diese Bieterin als Hauptaktionärin gegen Gewährung 
einer angemessenen Barabfindung beschließen. 

Die Angemessenheit der Höhe der zu zahlenden Barabfindung kann in einem 
Spruchverfahren gerichtlich überprüft werden. Der Betrag der angemessenen 
Barabfindung könnte dem Angebotspreis entsprechen, aber auch niedriger 
oder höher sein. 

(b) Darüber hinaus beabsichtigen die Bieterinnen keine Strukturmaßnahmen, 
insbesondere wird keine der Bieterinnen in Übereinstimmung mit ihren Ver-
pflichtungen aus dem BCA, das im Zusammenhang mit dem Übernahmean-
gebot abgeschlossen wurde, für einen Zeitraum von drei Jahren nach Vollzug 
des Übernahmeangebots mit der Zielgesellschaft keinen Beherrschungs- und 
Gewinnabführungsvertrag abschließen. 

9.6 Absichten im Hinblick auf die Geschäftstätigkeit der Bieterinnen 

Mit Ausnahme der in Ziffer 15 der Angebotsunterlage beschriebenen erwarteten Aus-
wirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Bieterinnen, haben die 
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Bieterinnen im Zusammenhang mit dem Delisting-Erwerbsangebot keine Absichten, 
die Auswirkungen auf den Sitz oder den Standort wesentlicher Unternehmensteile, 
die Geschäftstätigkeit, die Verwendung des Vermögens oder die künftigen Verpflich-
tungen der Bieterinnen, die Mitglieder der Organe der Bieterinnen oder auf die Ar-
beitnehmer (sofern vorhanden), deren Vertretungen und Beschäftigungsbedingungen 
der Bieterinnen haben könnten. 

10. ERLÄUTERUNG DER ANGEMESSENHEIT DES ANGEBOTSPREISES 

10.1 Mindestangebotspreis 

Gemäß § 39 Abs. 3 Satz 2 BörsG in Verbindung mit § 31 Abs. 1, 2 und 7 WpÜG 
sowie § 3 Satz 1 WpÜG-Angebotsverordnung sind die Bieterinnen verpflichtet, den 
Zielgesellschafts-Aktionären eine angemessene Gegenleistung für ihre Zielgesell-
schafts-Aktien anzubieten. Gemäß § 39 Abs. 3 Satz 2 BörsG in Verbindung mit § 31 
Abs. 1, 2 und 7 WpÜG sowie § 3 Satz 2 WpÜG-Angebotsverordnung muss die Ge-
genleistung mindestens dem in §§ 4 bis 6 WpÜG-Angebotsverordnung dargelegten 
Mindestwert entsprechen. Die den Zielgesellschafts-Aktionären anzubietende Gegen-
leistung je Zielgesellschafts-Aktie muss demnach mindestens dem höheren der beiden 
folgenden Werte entsprechen: 

(a) Nach § 39 Abs. 3 Satz 2 BörsG in Verbindung mit § 31 Abs. 1 und Abs. 7 
WpÜG und § 5 WpÜG-Angebotsverordnung muss die Gegenleistung in 
bar erbracht werden und mindestens dem gewichteten durchschnittlichen 
inländischen Börsenkurs der Zielgesellschafts-Aktien während der letzten 
sechs Monate vor der Veröffentlichung der Entscheidung zur Abgabe des 
Delisting-Erwerbsangebots nach § 39 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 BörsG und § 10 
WpÜG entsprechen. Der gewichtete Sechs-Monats-Durchschnittskurs zum 
Stichtag 27. Juni 2023 (einschließlich) wurde den Bieterinnen von der BaFin 
mit Schreiben vom 5. Juli 2023 mit EUR 7,23 je Zielgesellschafts-Aktie mit-
geteilt. 

(b) Gemäß § 39 Abs. 3 Satz 2 BörsG in Verbindung mit § 31 Abs. 1 und Abs. 7 
WpÜG und § 4 WpÜG-Angebotsverordnung muss die Gegenleistung min-
destens dem Wert der höchsten von den Bieterinnen, mit ihr gemeinsam han-
delnden Personen im Sinne von § 2 Abs. 5 Satz 1 und 3 WpÜG oder ihren 
Tochterunternehmen innerhalb der letzten sechs Monate vor der Veröffentli-
chung der Angebotsunterlage nach § 14 Abs. 2 Satz 1 WpÜG für den Erwerb 
von Zielgesellschafts-Aktien gewährten oder vereinbarten Gegenleistung 
entsprechen. 

Im Sechs-Monats-Zeitraum vor Veröffentlichung der Angebotsunterlage ha-
ben die Bieterinnen Zielgesellschafts-Aktien im Rahmen des Übernahmean-
gebots (siehe Ziffer 6.5 der Angebotsunterlage) für einen Angebotspreis von 
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EUR 7,50 je Zielgesellschafts-Aktie und im Rahmen von börslichen und au-
ßerbörslichen Erwerben für eine Gegenleistung von EUR 7,50 je Zielgesell-
schafts-Aktie erworben (siehe Anlage 3). 

Gemäß § 39 Abs. 3 Satz 2 BörsG in Verbindung mit § 31 Abs. 1 und Abs. 7 WpÜG 
und §§ 4, 5 WpÜG-Angebotsverordnung beträgt der Mindestangebotspreis je Ziel-
gesellschafts-Aktie daher EUR 7,50 und entspricht somit dem Angebotspreis. 

10.2 Wirtschaftliche Angemessenheit des Angebotspreises 

Die Bieterinnen halten den Angebotspreis von EUR 7,50 je Zielgesellschafts-Aktie für 
eine angemessene Gegenleistung im Sinne des § 39 Abs. 3 Satz 2 BörsG in Verbindung 
mit § 31 Abs. 1 WpÜG und §§ 4 und 5 WpÜG-Angebotsverordnung. 

Der Angebotspreis von EUR 7,50 je Zielgesellschafts-Aktie entspricht dem Angebots-
preis für das Übernahmeangebot und der höchsten Gegenleistung, die in dem in Zif-
fer 10.1(b) der Angebotsunterlage genannten Zeitraum außerhalb des Übernahmeange-
bots je Zielgesellschafts-Aktie gewährt wurde. 

Das Übernahmeangebot wurde aus Sicht der Bieterinnen von den Zielgesellschafts-
Aktionären als attraktiv eingeschätzt. Das Übernahmeangebot wurde für 
23.254.956 Zielgesellschafts-Aktien angenommen, das heißt für ca. 69,08 % des der-
zeitigen Grundkapitals der Zielgesellschaft. 

Bei der Festsetzung des Angebotspreises haben die Bieterinnen neben dem in Zif-
fer 10.1 der Angebotsunterlage beschriebenen Mindestangebotspreis die in den Zif-
fern 10.2.1 bis 10.2.2 der Angebotsunterlage beschriebenen Faktoren berücksichtigt, 
die nach Ansicht der Bieterinnen verdeutlichen, dass der Angebotspreis angemessen 
ist und eine äußerst attraktive Gegenleistung für die Zielgesellschafts-Aktien darstellt. 

Diese Faktoren umfassen die historischen Börsenkurse der Zielgesellschafts-Aktien 
vor dem 5. Oktober 2022. An diesem Tag hat die Bieterin 1 ihre Entscheidung zur 
Abgabe eines freiwilligen öffentlichen Übernahmeangebots an alle Zielgesellschafts-
Aktionäre nach § 10 Abs. 1 Satz 1 WpÜG veröffentlicht. Die Bieterinnen sind davon 
überzeugt, dass der Aktienkurs der Zielgesellschafts-Aktie ab dem 5. Oktober 2022 
durch die Veröffentlichung dieser Entscheidung beeinflusst war. Daher sehen die Bie-
terinnen den 4. Oktober 2022 als den letzten Börsenhandelstag der Zielgesellschafts-
Aktie an, an dem der Kurs der Zielgesellschafts-Aktie von der Ankündigung des 
Übernahmeangebots durch die Bieterin 1 unbeeinflusst war. 
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10.2.1 Aufschläge bezogen auf die historischen Börsenkurse der Zielgesellschafts-Aktie vor 
Veröffentlichung der Entscheidung der Bieterin 1 zur Abgabe des Übernahmeange-
bots am 5. Oktober 2022 

Ein Vergleich des Angebotspreises in Höhe von EUR 7,50 je Zielgesellschafts-Aktie 
mit historischen Börsenkursen für die Zielgesellschafts-Aktien zeigt, dass der Ange-
botspreis folgende Aufschläge enthält: 

(a) Der Börsenkurs (XETRA-Schlusskurs) vom 4. Oktober 2022, dem letzten 
Handelstag vor Veröffentlichung der Entscheidung zur Abgabe des Übernah-
meangebots durch die Bieterin 1, betrug EUR 3,35 je Zielgesellschafts-Ak-
tie. Bezogen auf diesen Börsenkurs enthält der Angebotspreis einen Auf-
schlag von EUR 4,15 bzw. 123,88 %. 

(b) Der volumengewichtete durchschnittliche Börsenkurs des letzten Monats vor 
und einschließlich des 4. Oktober 2022, dem letzten Handelstag vor der Ver-
öffentlichung der Entscheidung zur Abgabe des Übernahmeangebots durch 
die Bieterin 1, betrug EUR 2,98 je Zielgesellschafts-Aktie. Bezogen auf die-
sen Durchschnittskurs enthält der Angebotspreis einen Aufschlag von 
EUR 4,52 bzw. 151,68 %. 

(c) Der volumengewichtete durchschnittliche Börsenkurs der letzten drei Mo-
nate vor und einschließlich des 4. Oktober 2022, dem letzten Tag vor der 
Veröffentlichung der Entscheidung zur Abgabe des Übernahmeangebots 
durch die Bieterin 1, betrug EUR 3,11 je Zielgesellschafts-Aktie, wie im 
Schreiben der BaFin an die Bieterin 1 vom 13. Oktober 2022 mitgeteilt. Be-
zogen auf diesen Durchschnittskurs enthält der Angebotspreis einen Auf-
schlag von EUR 4,39 bzw. 141,16 %. 

10.2.2 Allgemeine Erwägungen 

Die Bieterinnen sind nachdrücklich davon überzeugt, dass der Angebotspreis eine au-
ßerordentlich attraktive Gelegenheit für die Zielgesellschafts-Aktionäre darstellt, ihre 
Investition unmittelbar zu einem attraktiven Preis zu realisieren.  

Im Übrigen haben die Bieterinnen zur Festsetzung des Angebotspreises keine weite-
ren Bewertungsmethoden herangezogen. Die historischen Börsenkurse der Zielgesell-
schafts-Aktien, auf die oben Bezug genommen wird (mit Ausnahme des gewichteten 
Durchschnittskurses der drei Monate vor dem 5. Oktober 2022, welcher den Bieterin-
nen von der BaFin mitgeteilt wurde), stammen von Bloomberg. 
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11. BEHÖRDLICHE GENEHMIGUNGEN UND VERFAHREN 

Die BaFin hat die Veröffentlichung der Angebotsunterlage am 28. Juli 2023 gestattet. 
Der Vollzug des Delisting-Erwerbsangebots bedarf keiner behördlichen Genehmigun-
gen, Zulassungen oder Verfahren. 

12. BEDINGUNGEN 

Das Delisting-Erwerbsangebot stellt ein öffentliches Delisting-Erwerbsangebot gemäß 
§ 39 Abs. 3 Satz 1 BörsG dar. Gemäß § 39 Abs. 3 Satz 1 BörsG darf das Delisting-
Erwerbsangebot nicht von Bedingungen abhängig gemacht werden. Das Delisting-
Erwerbsangebot und die durch seine Annahme mit den Zielgesellschafts-Aktionären 
zustande gekommenen Verträge sind daher nicht von Bedingungen abhängig. 

13. ANNAHME UND ABWICKLUNG DES DELISTING-ERWERBSANGEBOTS 
FÜR ZIELGESELLSCHAFTS-AKTIEN 

13.1 Zentrale Abwicklungsstelle 

Die Bieterinnen haben die UniCredit Bank AG, MAC2RT, Arabellastraße 12, 81925 
München, Deutschland, (die "Zentrale Abwicklungsstelle") als zentrale Abwick-
lungsstelle für das Delisting-Erwerbsangebot beauftragt. 

13.2 Annahmeerklärung und Umbuchung 

Hinweis: Zielgesellschafts-Aktionäre, die das Delisting-Erwerbsangebot annehmen 
wollen, sollten sich bei Fragen bezüglich der Annahme des Delisting-Erwerbsange-
bots und dessen technischer Abwicklung an ihre Depotführende Bank bzw. ihr sonsti-
ges depotführendes Wertpapierdienstleistungsunternehmen mit Sitz oder Niederlas-
sung in der Bundesrepublik Deutschland wenden. Diese sind über die Handhabung 
der Annahme und die Abwicklung des Delisting-Erwerbsangebots gesondert infor-
miert worden und sind gehalten, Kunden, die in ihrem Depot Zielgesellschafts-Aktien 
halten, über das Delisting-Erwerbsangebot und die für dessen Annahme erforderli-
chen Schritte zu informieren. 

Zielgesellschafts-Aktionäre können das Delisting-Erwerbsangebot nur dadurch an-
nehmen, dass sie innerhalb der Annahmefrist: 

(a) in Textform oder elektronisch die Annahme des Delisting-Erwerbsangebots 
gegenüber ihrem jeweiligen depotführenden Wertpapierdienstleistungsun-
ternehmen (die "Depotführende Bank") erklären (die "Annahmeerklä-
rung") und 
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(b) ihre Depotführende Bank anweisen, die in ihrem Depot befindlichen Zielge-
sellschafts-Aktien, für die sie das Delisting-Erwerbsangebot annehmen wol-
len, in ISIN DE000A32VPF1 bei der Clearstream Banking Aktiengesell-
schaft ("Clearstream") umzubuchen. 

Die Annahmeerklärung wird nur wirksam, wenn die Zum Verkauf Eingereichten Ziel-
gesellschafts-Aktien bis spätestens 18:00 Uhr (Ortszeit Frankfurt am Main) / 12:00 
Uhr (Ortszeit New York) am zweiten Bankarbeitstag nach Ablauf der Annahmefrist 
bei Clearstream in ISIN DE000A32VPF1 umgebucht worden sind. Diese Umbuchun-
gen sind durch die jeweilige Depotführende Bank unverzüglich nach Erhalt der An-
nahmeerklärung zu veranlassen. 

Annahmeerklärungen, die bei der jeweiligen Depotführenden Bank nicht innerhalb 
der Annahmefrist oder falsch oder unvollständig erklärt eingehen, gelten nicht als An-
nahme des Delisting-Erwerbsangebots und berechtigen den betreffenden Zielgesell-
schafts-Aktionär nicht zum Erhalt des Angebotspreises. Weder die Bieterinnen noch 
im Auftrag der Bieterinnen handelnde Personen sind verpflichtet, den betreffenden 
Zielgesellschafts-Aktionär über Mängel oder Fehler in der Annahmeerklärung zu un-
terrichten und haften nicht, falls keine solche Unterrichtung erfolgt. 

13.3 Weitere Erklärungen der Zielgesellschafts-Aktionäre bei Annahme des Delis-
ting-Erwerbsangebots 

Durch die Annahme des Delisting-Erwerbsangebots gemäß Ziffer 13.2 der Angebots-
unterlage 

(a) weisen die annehmenden Zielgesellschafts-Aktionäre ihre jeweilige Depot-
führende Bank sowie etwaige Zwischenverwahrer der betreffenden Zum 
Verkauf Eingereichten Zielgesellschafts-Aktien an und ermächtigen diese, 

(i) die Zum Verkauf Eingereichten Zielgesellschafts-Aktien zunächst 
in dem Wertpapierdepot des annehmenden Zielgesellschafts-Aktio-
närs zu belassen, jedoch deren Umbuchung in 
ISIN DE000A32VPF1 bei Clearstream zu veranlassen; 

(ii) ihrerseits Clearstream anzuweisen und zu ermächtigen, die Zum 
Verkauf Eingereichten Zielgesellschafts-Aktien der Zentralen Ab-
wicklungsstelle auf ihrem Konto bei Clearstream nach Veröffentli-
chung der Ergebnisse des Delisting-Erwerbsangebots nach Ablauf 
der Annahmefrist gemäß § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WpÜG zur Über-
eignung an die Bieterinnen zur Verfügung zu stellen; 

(iii) ihrerseits Clearstream anzuweisen und zu ermächtigen, die Zum 
Verkauf Eingereichten Zielgesellschafts-Aktien, einschließlich 
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sämtlicher zum Zeitpunkt des Vollzugs des Delisting-Erwerbsange-
bots bestehender Nebenrechte, insbesondere des Dividendenbe-
zugsrechts, jede Aktie mit einem anteiligen rechnerischen Betrag 
am Grundkapital der Zielgesellschaft von EUR 1,00, an die jewei-
lige Bieterin nach Maßgabe des (unter Berücksichtigung der Aus-
führungen in Ziffer 6.1.2 der Angebotsunterlage) von der Zentralen 
Abwicklungsstelle festgelegten Verteilungsschlüssels Zug um Zug 
gegen Zahlung des Angebotspreises für die jeweiligen Zum Verkauf 
Eingereichten Zielgesellschafts-Aktien auf das Konto der jeweili-
gen Depotführenden Bank bei Clearstream nach den Bestimmungen 
des Delisting-Erwerbsangebots zu übertragen; 

(iv) ihrerseits etwaige Zwischenverwahrer der betreffenden Zum Ver-
kauf Eingereichten Zielgesellschafts-Aktien sowie Clearstream an-
zuweisen und zu ermächtigen, den Bieterinnen oder der Zentralen 
Abwicklungsstelle alle für Erklärungen oder Veröffentlichungen 
der Bieterinnen nach dem WpÜG erforderlichen Informationen zur 
Verfügung zu stellen, insbesondere die Anzahl der jeweils in 
ISIN DE000A32VPF1 eingebuchten Zum Verkauf Eingereichten 
Zielgesellschafts-Aktien börsentäglich während der Annahmefrist 
mitzuteilen; und 

(v) die Annahmeerklärungen und ggf. Rücktrittserklärungen auf Ver-
langen an die Zentrale Abwicklungsstelle weiterzuleiten; 

(b) beauftragen und bevollmächtigen die annehmenden Zielgesellschafts-Aktio-
näre die Zentrale Abwicklungsstelle, jeweils unter Befreiung von den Ver-
boten gemäß § 181 BGB, die dingliche Einigung zwecks Übertragung des 
Eigentums an den Zum Verkauf Eingereichten Zielgesellschafts-Aktien nach 
Veröffentlichung der Ergebnisse des Delisting-Angebots nach Ablauf der 
Annahmefrist gemäß § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WpÜG auf die jeweilige Bie-
terin nach Maßgabe des Verteilungsschlüssels herbeizuführen: 

(i) Die Auf Die Bieterin 1 Entfallenden Zielgesellschafts-Aktien wer-
den Zug um Zug gegen Zahlung des Angebotspreises für die jewei-
ligen Zum Verkauf Eingereichten Zielgesellschafts-Aktien auf das 
Konto der jeweiligen Depotbank bei der Clearstream nach den Best-
immungen des Delisting-Erwerbsangebots an die Bieterin 1 über-
eignet; 

(ii) Die Auf Die Bieterin 2 Entfallenden Zielgesellschafts-Aktien und 
die Auf Die Bieterin 3 Entfallenden Zielgesellschafts-Aktien wer-
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den Zug um Zug gegen Zahlung des Angebotspreises für die jewei-
ligen Weiteren Zum Verkauf Eingereichten Zielgesellschafts-Ak-
tien auf das Konto der jeweiligen Depotbank bei der Clearstream 
nach den Bestimmungen des Delisting-Erwerbsangebots an die Bie-
terin 2 und die Bieterin 3 übereignet. Wird das Delisting-Erwerb-
sangebot für eine ungerade Anzahl von Weiteren Zum Verkauf Ein-
gereichten Zielgesellschafts-Aktien angenommen, so wird auf die 
Bieterin 2 eine Aktie mehr übertragen, 

wobei die Zentrale Abwicklungsstelle zugleich ermächtigt wird, die Aus-
wahlentscheidung darüber verbindlich zu treffen, welche der Zum Verkauf 
Eingereichten Zielgesellschafts-Aktien, für die das Delisting-Erwerbsange-
bot angenommen wurde, als Weitere Zum Verkauf Eingereichten Zielgesell-
schafts-Aktien behandelt werden, und 

(c) beauftragen und bevollmächtigen die annehmenden Zielgesellschafts-Aktio-
näre ihre jeweilige Depotführende Bank sowie die Zentrale Abwicklungs-
stelle, jeweils unter Befreiung von den Verboten gemäß § 181 BGB, alle zur 
Abwicklung des Delisting-Erwerbsangebots nach Maßgabe der Angebotsun-
terlage erforderlichen oder zweckdienlichen Handlungen vorzunehmen und 
Erklärungen abzugeben bzw. entgegenzunehmen, und 

(d) erklären die annehmenden Zielgesellschafts-Aktionäre, dass 

(i) sie das Delisting-Erwerbsangebot für alle bei Erklärung der An-
nahme des Delisting-Erwerbsangebots in ihrem Wertpapierdepot 
bei der Depotführenden Bank befindlichen Zielgesellschafts-Aktien 
annehmen, es sei denn, in der Annahmeerklärung ist ein anderes be-
stimmt worden; 

(ii) die Zielgesellschafts-Aktien, für die sie das Delisting-Erwerbsange-
bot annehmen, im Zeitpunkt der Übertragung des Eigentums auf die 
jeweilige Bieterin nach Maßgabe des Verteilungsschlüssels in ihrem 
alleinigen Eigentum stehen und frei von Rechten und Ansprüchen 
Dritter sind; und 

(iii) sie ihre Zum Verkauf Eingereichten Zielgesellschafts-Aktien auf 
die jeweilige Bieterin nach Maßgabe des Verteilungsschlüssels Zug 
um Zug gegen Zahlung des Angebotspreises auf das Konto der je-
weiligen Depotführenden Bank bei Clearstream nach Veröffentli-
chung der Ergebnisse des Delisting-Angebots nach Ablauf der An-
nahmefrist gemäß § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WpÜG übereignen. 
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Die in dieser Ziffer 13.3(a) bis (d) der Angebotsunterlage aufgeführten Anweisungen, 
Erklärungen, Aufträge, Vollmachten und Ermächtigungen werden von den anneh-
menden Zielgesellschafts-Aktionären im Interesse einer reibungslosen und zügigen 
Abwicklung des Delisting-Erwerbsangebots unwiderruflich erteilt. Sie erlöschen erst 
im Fall des wirksamen Rücktritts von dem durch Annahme des Delisting-Erwerbsan-
gebots geschlossenen Vertrag nach Ziffer 17 der Angebotsunterlage. 

13.4 Rechtsfolgen der Annahme 

Mit der Annahme des Delisting-Erwerbsangebots kommt zwischen dem annehmen-
den Zielgesellschafts-Aktionär und den Bieterinnen als Gesamtschuldnerinnen ein 
Vertrag über den Verkauf der Zum Verkauf Eingereichten Zielgesellschafts-Aktien 
nach Maßgabe der Bestimmungen des Delisting-Erwerbsangebots zustande. Dieser 
Vertrag unterliegt deutschem Recht. 

Unter dem Vertrag steht jedem annehmenden Zielgesellschafts-Aktionär nach Maß-
gabe der Bestimmungen des Delisting-Erwerbsangebots ein Anspruch gegen die Bie-
terinnen auf Leistung der Gegenleistung zu. Die Bieterinnen haben einen Anspruch 
auf Übereignung der Zum Verkauf Eingereichten Zielgesellschafts-Aktien entspre-
chend dem Verteilungsschlüssel, wobei dies allein das Innenverhältnis zwischen den 
Bieterinnen betrifft und jeder annehmende Zielgesellschafts-Aktionär gegen jede Bie-
terin als Gesamtschuldnerin einen Anspruch auf Annahme seiner gesamten Zum Ver-
kauf Eingereichten Zielgesellschafts-Aktien hat. 

Darüber hinaus erteilen die annehmenden Zielgesellschafts-Aktionäre mit Annahme 
des Delisting-Erwerbsangebots die in Ziffern 13.3(a) bis (c) der Angebotsunterlage 
genannten Anweisungen, Ermächtigungen, Aufträge und Vollmachten und geben die 
in Ziffer 13.3(d) der Angebotsunterlage aufgeführten Erklärungen ab. 

13.5 Abwicklung des Delisting-Erwerbsangebots und Zahlung des Angebotspreises 

Die Zahlung des Angebotspreises erfolgt an die jeweilige Depotführende Bank Zug 
um Zug gegen Übertragung der Zum Verkauf Eingereichten Zielgesellschafts-Aktien 
auf das Konto der Zentralen Abwicklungsstelle bei Clearstream. Die Zentrale Ab-
wicklungsstelle wird den Angebotspreis für die Zum Verkauf Eingereichten Zielge-
sellschafts-Aktien spätestens am achten Bankarbeitstag nach der Veröffentlichung der 
Ergebnisse des Delisting-Erwerbsangebots nach Ablauf der Annahmefrist gemäß § 23 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WpÜG über Clearstream an die Depotführenden Banken überwei-
sen. 

Mit der Zahlung des Angebotspreises an die jeweilige Depotführende Bank haben die 
Bieterinnen ihre Verpflichtung zur Zahlung des Angebotspreises erfüllt. Es obliegt 
den Depotführenden Banken, den Angebotspreis dem jeweiligen annehmenden Ziel-
gesellschafts-Aktionär unverzüglich gutzuschreiben. 
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13.6 Kosten und Aufwendungen 

Die Annahme des Delisting-Erwerbsangebots wird für die Zielgesellschafts-Aktio-
näre, die ihre Zielgesellschafts-Aktien in einem Wertpapierdepot einer Depotführen-
den Bank in der Bundesrepublik Deutschland halten, grundsätzlich frei von Kosten 
und Aufwendungen der Depotführenden Bank sein (bis auf die Kosten für die Über-
mittlung der Annahmeerklärung an die Depotführende Bank). Zu diesem Zweck ge-
währen die Bieterinnen den Depotführenden Banken eine Ausgleichszahlung, die die-
sen gesondert mitgeteilt wurde und eine marktübliche Depotbankenprovision für die 
Depotführenden Banken umfasst. Zur Klarstellung weisen die Bieterinnen allerdings 
darauf hin, dass sie gegenüber den Depotführenden Banken keine bindenden Weisun-
gen erteilen können, welche Kosten und Aufwendungen von den Depotführenden 
Banken für die Annahme des Delisting-Erwerbsangebots berechnet werden. 

Etwaige zusätzliche Kosten und Aufwendungen, die von Depotführenden Banken 
oder ausländischen Wertpapierdienstleistungsunternehmen erhoben werden, sowie 
gegebenenfalls außerhalb der Bundesrepublik Deutschland anfallende Aufwendungen 
sind von den betreffenden Zielgesellschafts-Aktionären selbst zu tragen. Etwaige De-
visen-, Umsatz- oder Wechselsteuern, die sich aus der Annahme des Delisting-Er-
werbsangebots ergeben, sind von dem jeweiligen Zielgesellschafts-Aktionär selbst zu 
tragen. 

13.7 Börsenhandel mit Zum Verkauf Eingereichten Zielgesellschafts-Aktien 

Es ist nicht beabsichtigt, eine Zulassung zum Börsenhandel der Zum Verkauf Einge-
reichten Zielgesellschafts-Aktien zu organisieren oder zu beantragen. Zielgesell-
schafts-Aktionäre, die das Delisting-Erwerbsangebot angenommen haben, können da-
her ab dem Zeitpunkt der Umbuchung der Zielgesellschafts-Aktien in 
ISIN DE000A32VPF1 ihre Zum Verkauf Eingereichten Zielgesellschafts-Aktien 
nicht mehr über die Börse handeln. 

14. FINANZIERUNG DES DELISTING-ERWERBSANGEBOTS 

14.1 Maximale Gegenleistung 

Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebotsunterlage beläuft sich die Gesamt-
zahl der von der Zielgesellschaft ausgegebenen Zielgesellschafts-Aktien (einschließ-
lich eigener Aktien der Zielgesellschaft) auf 33.663.131 Stück. Zusätzlich können bis 
zum Ende der Annahmefrist bis zu 124.000 weitere Zielgesellschafts-Aktien aus dem 
Bedingten Kapital 2019 ausgegeben werden (die "Weiteren Zielgesellschafts-Ak-
tien"). 

Die Bieterin 1 hält zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebotsunterlage unmit-
telbar 13.433.975 Zielgesellschafts-Aktien (siehe Ziffer 6.2.5 der Angebotsunter-
lage). Die Bieterin 2 hält zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebotsunterlage 
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unmittelbar 6.997.731 Zielgesellschafts-Aktien (siehe Ziffer 6.3.4 der Angebotsunter-
lage). Die Bieterin 3 hält zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebotsunterlage 
unmittelbar 6.998.555 Zielgesellschafts-Aktien (siehe Ziffer 6.4.4 der Angebotsunter-
lage). 

Sollte das Delisting-Erwerbsangebot für alle sonstigen derzeitig ausgegebenen Ziel-
gesellschafts-Aktien, die die Bieterinnen nicht bereits unmittelbar halten, also für ins-
gesamt 6.232.870 Zielgesellschafts-Aktien, angenommen werden, beliefe sich die 
Zahlungsverpflichtung der Bieterinnen gegenüber den annehmenden Zielgesell-
schafts-Aktionären auf insgesamt rund TEUR 46.747 (Ergebnis aus dem Angebots-
preis von EUR 7,50 je Zielgesellschafts-Aktie multipliziert mit 6.232.870 Zielgesell-
schafts-Aktien, die nicht von den Bieterinnen unmittelbar gehalten werden). Unter 
Einrechnung der Weiteren Zielgesellschafts-Aktien würden sich diese Zahlungsver-
pflichtungen um TEUR 930 erhöhen (Ergebnis aus dem Angebotspreis von EUR 7,50 
je Zielgesellschafts-Aktie multipliziert mit 124.000 Weiteren Zielgesellschafts-Ak-
tien, die nicht von den Bieterinnen unmittelbar gehalten werden). 

Darüber hinaus wird davon ausgegangen, dass den Bieterinnen Transaktionskosten 
entstehen, die insgesamt voraussichtlich rund TEUR 1.000 betragen (die "Transakti-
onskosten"). Der Gesamtbetrag, den die Bieterinnen auf Basis des Delisting-Erwerb-
sangebots für den Erwerb aller Zielgesellschafts-Aktien benötigen würde, beliefe sich 
demnach einschließlich der Transaktionskosten auf rund TEUR 48.677 (die "Maxi-
malen Angebotskosten"). 

14.2 Finanzierungsmaßnahmen 

Die Bieterinnen haben vor Veröffentlichung der Angebotsunterlage die notwendigen 
Maßnahmen getroffen, um sicherzustellen, dass ihnen die zur vollständigen Erfüllung 
des Delisting-Erwerbsangebots notwendigen finanziellen Mittel rechtzeitig zur Ver-
fügung stehen: 

Die Bieterinnen verfügen über die notwendigen finanziellen Eigenmittel, um ihren 
Zahlungsverpflichtungen im Zusammenhang mit dem Delisting-Erwerbsangebot im 
Zeitpunkt der Abwicklung nachzukommen.  

Zum heutigen Tag verfügt die Bieterin 1 über Barmittel in Höhe von mindestens 
TEUR 2.073, die der Bieterin 1 zur Begleichung der Maximalen Angebotskosten zur 
Verfügung stehen (die "Eigenmittel der Bieterin 1"). Zum heutigen Tag verfügt die 
Bieterin 2 über Barmittel in Höhe von mindestens TEUR 27.267, die der Bieterin 2 
zur Begleichung der Maximalen Angebotskosten zur Verfügung stehen (die "Eigen-
mittel der Bieterin 2"). Zum heutigen Tag verfügt die Bieterin 3 über Barmittel in 
Höhe von mindestens TEUR 24.651, die der Bieterin 3 zur Begleichung der Maxima-
len Angebotskosten zur Verfügung stehen (die "Eigenmittel der Bieterin 3" und ge-
meinsam mit den Eigenmitteln der Bieterin 1 und den Eigenmitteln der Bieterin 2 die 
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"Eigenmittel"). Die Eigenmittel der Bieterinnen umfassen somit deutlich über 100 % 
der Maximalen Angebotskosten. Die Bieterinnen stehen jeweils als Gesamtschuldne-
rinnen für die Maximalen Angebotskosten ein. Die Bieterinnen haben somit insgesamt 
sichergestellt, dass ihnen zum Zeitpunkt der Abwicklung des Delisting-Erwerbsange-
bots ein Barbetrag in Höhe von mehr als TEUR 48.677 aus Eigenmitteln zur Verfü-
gung stehen wird, der den Maximalen Angebotskosten entspricht. 

14.3 Finanzierungsbestätigung 

Die UniCredit Bank Austria AG mit Sitz in Wien, Österreich, ein von den Bieterinnen 
unabhängiges Wertpapierdienstleistungsunternehmen, hat die erforderliche Finanzie-
rungsbestätigung gemäß § 13 Abs. 1 Satz 2 WpÜG abgegeben, die als Anlage 6 bei-
gefügt ist. 

15. ERWARTETE AUSWIRKUNGEN EINES ERFOLGREICHEN DELISTING-
ERWERBSANGEBOTS AUF DIE VERMÖGENS-, FINANZ- UND ER-
TRAGSLAGE DER BIETERINNEN 

Zur Einschätzung der Auswirkungen des Vollzugs des Delisting-Erwerbsangebots auf 
ihre Vermögens-, Finanz- und Ertragslage haben die Bieterinnen eine vorläufige und 
ungeprüfte Einschätzung der bilanziellen Situation vorgenommen, die sich bei ihnen 
im Falle eines erfolgreichen Abschlusses des Delisting-Erwerbsangebots ergäbe. In-
soweit findet sich in dieser Ziffer 15 der Angebotsunterlage eine entsprechende Dar-
stellung der erwarteten Auswirkungen des Vollzugs des Delisting-Erwerbsangebots 
auf Grundlage vereinfachter und ungeprüfter Einzelbilanzen der Bieterinnen jeweils 
zum 30. Juni 2023. 

15.1 Ausgangslage und Annahmen 

Die in dieser Ziffer 15.1 der Angebotsunterlage enthaltenen Angaben, Ansichten und 
zukunftsbezogenen Aussagen sowie die nachfolgenden Erläuterungen in Bezug auf 
die erwarteten Auswirkungen eines erfolgreichen Delisting-Erwerbsangebots auf die 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Bieterinnen gehen von folgender Ausgangs-
lage aus bzw. beruhen insbesondere auf den folgenden Annahmen: 

(a) Ausgangslage 

(i) Die Bieterin 1 hält unmittelbar 13.433.975 Zielgesellschafts-Aktien, 
was ca. 39,91 % des derzeitigen Grundkapitals und der Stimmrechte 
der Zielgesellschaft entspricht. 

(ii) Die Bieterin 2 hält unmittelbar 6.997.731 Zielgesellschafts-Aktien, 
was ca. 20,79 % des derzeitigen Grundkapitals und der Stimmrechte 
der Zielgesellschaft entspricht. 
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(iii) Die Bieterin 3 hält unmittelbar 6.998.555 Zielgesellschafts-Aktien, 
was ca. 20,79 % des derzeitigen Grundkapitals und der Stimmrechte 
der Zielgesellschaft entspricht. 

(iv) Die gesamten Angebotskosten werden aus den Eigenmitteln finan-
ziert werden. 

(b) Annahmen 

(i) Die Bieterinnen gehen nicht davon aus, dass bis zum Ende der An-
nahmefrist Zielgesellschaft-Aktien aus dem Bedingten Kapital 2019 
bis zu 124.000 Aktien ausgegeben werden. Der Gesamtbetrag, den 
die Bieterinnen auf Basis des Angebots für den Erwerb aller Zielge-
sellschafts-Aktien benötigen werden, beträgt daher rund 
TEUR 47.747 (die "Angebotskosten") und setzt sich zusammen aus 
(i) dem Angebotspreis von EUR 7,50 je Zielgesellschafts-Aktie mul-
tipliziert mit 6.232.870 Zielgesellschafts-Aktien, die nicht von den 
Bieterinnen unmittelbar gehalten werden, d.h. rund TEUR 46.747, 
sowie (ii) den Transaktionskosten in Höhe von TEUR 1.000. 

(ii) Die Bieterin 1 wird gemäß dem Verteilungsschlüssel 40,006 % aller 
ausgegebenen Zielgesellschafts-Aktien (auf ganze Aktien aufgerun-
det) bzw. 13.467.273 Zielgesellschafts-Aktien auf Basis aller derzeit 
ausgegebenen Zielgesellschafts-Aktien zum Angebotspreis von 
EUR 7,50 je Zielgesellschafts-Aktie und damit für insgesamt rund 
TEUR 250 weitere 33.298 Zielgesellschafts-Aktien im Rahmen des 
Delisting-Erwerbsangebots erwerben. 

(iii) Die Bieterin 2 wird gemäß dem Verteilungsschlüssel 29,997 % aller 
ausgegebenen Zielgesellschafts-Aktien (auf ganze Aktien aufgerun-
det) bzw. 10.097.929 Zielgesellschafts-Aktien auf Basis aller bis zum 
Ende der Annahmefrist maximal ausgegebenen Zielgesellschafts-Ak-
tien zum Angebotspreis von EUR 7,50 je Zielgesellschafts-Aktie und 
damit für insgesamt rund TEUR 23.251 weitere 3.100.198 Zielgesell-
schafts-Aktien im Rahmen des Delisting-Erwerbsangebots erwerben. 

(iv) Die Bieterin 3 wird gemäß dem Verteilungsschlüssel 29,997 % aller 
ausgegebenen Zielgesellschafts-Aktien (auf ganze Aktien aufgerun-
det) bzw. 10.097.929 Zielgesellschafts-Aktien auf Basis aller bis zum 
Ende der Annahmefrist maximal ausgegebenen Zielgesellschafts-Ak-
tien zum Angebotspreis von EUR 7,50 je Zielgesellschafts-Aktie und 
damit für insgesamt rund TEUR 23.245 weitere 3.099.374 Zielgesell-
schafts-Aktien im Rahmen des Delisting-Erwerbsangebots erwerben. 
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(v) Zusätzlich werden die Bieterinnen Transaktionskosten in Höhe von 
voraussichtlich rund TEUR 1.000 im Verhältnis der auf sie übertra-
genen Anteile der Zum Verkauf Eingereichten Zielgesellschafts-Ak-
tien tragen, von denen voraussichtlich insgesamt rund TEUR 666,667 
von den Bieterinnen als Erwerbsnebenkosten aktiviert werden. Die 
weiteren rund TEUR 333,333 werden als Verlust gebucht. Die Biete-
rin 1 wird Transaktionskosten in Höhe von rund TEUR 5 tragen, wo-
bei rund TEUR 3 als Erwerbsnebenkosten aktiviert werden und rund 
TEUR 2 als Verlust gebucht werden. Die Bieterinnen 2 und 3 werden 
Transaktionskosten in Höhe von jeweils rund TEUR 498 tragen, wo-
bei jeweils rund TEUR 332 als Erwerbsnebenkosten aktiviert werden 
und jeweils rund TEUR 166 als Verlust gebucht werden. 

(vi) Der Erwerb der Zielgesellschafts-Aktien und sämtliche anderen Aus-
wirkungen erfolgen am 22. September 2023.  

(vii) Abgesehen von dem beabsichtigten Erwerb von Zielgesellschafts-
Aktien werden in der folgenden Darstellung keine sonstigen Auswir-
kungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Bieterinnen 
berücksichtigt, die sich in der Zukunft noch ergeben können. 

(viii) An den Bilanzen der Bieterinnen haben sich seit dem Stichtag keine 
über den ordnungsgemäßen Geschäftsverlauf einer Holding-Gesell-
schaft hinausgehenden wesentlichen relevanten Änderungen ergeben, 
mit Ausnahme der Aktienerwerbe seit dem 30. Juni 2023 durch die 
Bieterin 2 und Bieterin 3 wie nachfolgend dargestellt. 

(ix) Es wurden keine Rückstellungen und Steuerabgrenzungen vorge-
nommen. 

(c) Die Bieterinnen weisen darauf hin, dass sich die Auswirkungen der Über-
nahme der Zielgesellschaft auf die zukünftige Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Bieterinnen heute nicht genau vorhersagen lassen. Dafür gibt 
es insbesondere folgende Gründe: 

(i) Die Höhe der Angebotskosten wird erst feststehen, nachdem die 
Transaktion vollzogen ist und die endgültige Anzahl der Zielgesell-
schafts-Aktien, für die das Delisting-Erwerbsangebot angenommen 
worden ist, feststeht. 

(ii) Die Höhe der Transaktionskosten wird erst nach Vollzug des Delis-
ting-Erwerbsangebots feststehen. 
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16. MÖGLICHE AUSWIRKUNGEN FÜR ZIELGESELLSCHAFTS-AKTIO-
NÄRE, DIE DAS DELISTING-ERWERBSANGEBOT NICHT ANNEHMEN 

Zielgesellschafts-Aktionäre, die beabsichtigen, das Delisting-Erwerbsangebot nicht 
anzunehmen, sollten die in Ziffer 9 der Angebotsunterlage dargelegten Absichten der 
Bieterinnen bezüglich der zukünftigen Geschäftstätigkeit der Zielgesellschaft und der 
Bieterinnen sowie die nachstehend angeführten Aspekte berücksichtigen. 

16.1 Mögliche Verringerung des Streubesitzes und der Liquidität der Zielgesell-
schafts-Aktien 

Zielgesellschafts-Aktien, für welche das Delisting-Erwerbsangebot nicht angenom-
men wird, können weiterhin an der Frankfurter Wertpapierbörse gehandelt werden, 
solange die Börsennotierung fortbesteht. Die Zielgesellschaft hat angekündigt, vor 
Ablauf der Annahmefrist einen Delisting-Antrag bei der Frankfurter Wertpapierbörse 
zu stellen. Die Bieterinnen gehen davon aus, dass die Geschäftsführung der Börse 
Berlin gemäß § 17 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit § 17 Abs. 1 der Geschäftsbedin-
gungen für den Freiverkehr an der Börse Berlin zeitnah mit Widerruf der Zulassung 
des Handels im regulierten Markt der Frankfurter Wertpapierbörse auch die Einbezie-
hung der Zielgesellschafts-Aktien in den Teilbereich Berlin Second Regulated Market 
der Börse Berlin aufheben wird. 

(a) Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Angebotsunterlage halten die Bie-
terinnen bereits 27.430.261 Zielgesellschafts-Aktien, was ca. 81,48% des 
derzeitigen Grundkapitals und der Stimmrechte der Zielgesellschaft ent-
spricht. Die Gesamtzahl der von den Bieterinnen und mit den Bieterinnen 
gemeinsam handelnden Personen im Sinne des § 2 Abs. 5 WpÜG unmittel-
bar gehaltenen oder diesen Personen nach § 30 WpÜG zugerechneten Ziel-
gesellschafts-Aktien (siehe Ziffer 6.2.5, Ziffer 6.3.4 und Ziffer 6.4.4 der An-
gebotsunterlage) beläuft sich auf 31.965.360 Zielgesellschafts-Aktien. Das 
entspricht einem Anteil von ca. 94,96 % aller derzeit ausgegebenen Zielge-
sellschafts-Aktien und daraus folgender Stimmrechte sowie des Grundkapi-
tals der Zielgesellschaft. Nach Vollzug des Delisting-Erwerbsangebots wer-
den sich die Beteiligungen der Bieterinnen weiter erhöhen. Die Bieterinnen 
verfügen über die notwendige Stimmrechtsmehrheit, um alle wichtigen ge-
sellschaftsrechtlichen Strukturmaßnahmen und andere Maßnahmen in der 
Hauptversammlung der Zielgesellschaft durchsetzen zu können (vgl. zu den 
konkreten Absichten insoweit Ziffer 9 der Angebotsunterlage). Dazu gehö-
ren z.B. Satzungsänderungen, Kapitalerhöhungen, Ausschluss des Bezugs-
rechts für Aktionäre bei Kapitalmaßnahmen sowie Beschlüsse zur Umwand-
lung, Verschmelzung oder Auflösung der Zielgesellschaft. Nur bei einigen 
der genannten Maßnahmen wären die Bieterinnen nach deutschem Recht 
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verpflichtet, den Minderheitsaktionären auf Grundlage einer Unternehmens-
bewertung der Zielgesellschaft, die durch ein Wertgutachten zu fundieren 
wäre und ggf. der gerichtlichen Überprüfung in einem Spruchverfahren oder 
einem anderen Verfahren unterläge, ein Angebot zum Erwerb ihrer Zielge-
sellschafts-Aktien gegen eine angemessene Abfindung zu unterbreiten oder 
einen Ausgleich zu gewähren. Da eine solche Unternehmensbewertung auf 
die Verhältnisse zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversamm-
lung der Zielgesellschaft über die jeweilige Maßnahme abstellen würde, 
könnte ein derartiges Abfindungsangebot wertmäßig dem Angebotspreis ent-
sprechen, könnte aber auch höher oder niedriger ausfallen. 

(b) Selbst wenn sich ein Delisting verzögert oder gar nicht stattfinden sollte, wird 
die Durchführung des Delisting-Erwerbsangebots vermutlich zu einer Ver-
ringerung des Streubesitzes von Zielgesellschafts-Aktien führen. Es ist dem-
nach zu erwarten, dass der Handel mit Zielgesellschafts-Aktien nach Vollzug 
des Delisting-Erwerbsangebots geringer als heute sein wird und somit die 
Liquidität der Zielgesellschafts-Aktie sinkt. Infolgedessen ist es möglich, 
dass Kauf- und Verkaufsaufträge im Hinblick auf die Zielgesellschafts-Ak-
tien nicht oder nicht zeitgerecht ausgeführt werden können. Darüber hinaus 
könnte die mögliche Einschränkung der Liquidität der Zielgesellschafts-Ak-
tie dazu führen, dass es in der Zukunft bei der Zielgesellschafts-Aktie zu we-
sentlich stärkeren Kursschwankungen kommt. 

(c) Die Bieterinnen könnten weiterhin eine Übertragung der Zielgesellschafts-
Aktien der außenstehenden Aktionäre auf den Hauptaktionär gegen Gewäh-
rung einer angemessenen Barabfindung verlangen (Squeeze-out), wenn eine 
der Bieterinnen oder ein mit dieser Bieterin verbundenes Unternehmen un-
mittelbar oder mittelbar die hierfür erforderliche Anzahl an Zielgesellschafts-
Aktien hält (vgl. zu den konkreten Absichten insoweit Ziffer 9.5 der Ange-
botsunterlage). Diese Bieterin könnte eine Übertragung der Zielgesell-
schafts-Aktien gemäß §§ 327a ff. AktG (aktienrechtlicher Squeeze-out) ver-
langen, falls ihr mindestens 95 % des Grundkapitals der Zielgesellschaft ge-
hören und falls die Hauptversammlung der Zielgesellschaft die Übertragung 
der Zielgesellschafts-Aktien der übrigen Zielgesellschafts-Aktionäre auf den 
Hauptaktionär gegen Gewährung einer angemessenen Barabfindung be-
schließt. Ferner könnte diese Bieterin eine Übertragung der von den verblie-
benen Zielgesellschafts-Aktionären gehaltenen Zielgesellschafts-Aktien ge-
mäß § 62 Abs. 5 UmwG, §§ 327a ff. AktG (umwandlungsrechtlicher 
Squeeze-out) im Zusammenhang mit einer Verschmelzung der Zielgesell-
schaft auf die Bieterin verlangen, sofern sie mindestens 90 % des Grundka-
pitals der Zielgesellschaft hält, die Rechtsform einer Aktiengesellschaft an-
genommen hat und falls die Hauptversammlung der Zielgesellschaft die 
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Übertragung der Zielgesellschafts-Aktien der übrigen Zielgesellschafts-Ak-
tionäre auf den Hauptaktionär gegen Gewährung einer angemessenen Barab-
findung beschließt. 

16.2 Delisting der Zielgesellschafts-Aktien 

Das geplante Delisting unterliegt den rechtlichen Vorschriften und kann die zusätzli-
chen Folgen für die Zielgesellschafts-Aktionäre haben, die in Ziffer 9.1 der Angebots-
unterlage beschrieben sind. 

17. RÜCKTRITTSRECHTE 

17.1 Rücktrittsrecht bei Änderung des Delisting-Erwerbsangebots sowie bei Abgabe 
eines Konkurrierenden Angebots 

Nach dem WpÜG bestehen folgende Rücktrittsrechte für Zielgesellschafts-Aktionäre, 
die das Delisting-Erwerbsangebot angenommen haben: 

(a) Im Falle einer Änderung des Delisting-Erwerbsangebots gemäß § 21 Abs. 1 
WpÜG können Zielgesellschafts-Aktionäre von den durch die Annahme des 
Delisting-Erwerbsangebots geschlossenen Verträgen bis zum Ablauf der An-
nahmefrist gemäß § 21 Abs. 4 WpÜG zurücktreten, wenn und soweit sie das 
Delisting-Erwerbsangebot vor Veröffentlichung der Angebotsänderung an-
genommen haben. 

(b) Im Falle eines Konkurrierenden Angebots gemäß § 22 Abs. 1 WpÜG können 
Zielgesellschafts-Aktionäre von den durch die Annahme des Delisting-Er-
werbsangebots geschlossenen Verträgen bis zum Ablauf der Annahmefrist 
gemäß § 22 Abs. 3 WpÜG zurücktreten, wenn und soweit sie das Delisting-
Erwerbsangebot vor Veröffentlichung der Angebotsunterlage für das Kon-
kurrierende Angebot angenommen haben. 

17.2 Ausübung des Rücktrittsrechts 

Zielgesellschafts-Aktionäre können ihr Rücktrittsrecht (wie in Ziffer 17.1 der Ange-
botsunterlage beschrieben) hinsichtlich der Zielgesellschafts-Aktien nur dadurch aus-
üben, dass sie vor Ablauf der Annahmefrist 

(a) den Rücktritt für eine zu spezifizierende Anzahl von Zum Verkauf Einge-
reichten Zielgesellschafts-Aktien elektronisch oder in Textform gegenüber 
ihrer Depotführenden Bank erklären, wobei für den Fall, dass keine Anzahl 
spezifiziert ist, der Rücktritt für sämtliche von dem betreffenden Zielgesell-
schafts-Aktionär Zum Verkauf Eingereichten Zielgesellschafts-Aktien als 
erklärt gilt; und 
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(b) ihre Depotführende Bank anweisen, die Rückbuchung einer Anzahl von in 
ihrem Depotkonto befindlichen Zum Verkauf Eingereichten Zielgesell-
schafts-Aktien, die der Anzahl der Zum Verkauf Eingereichten Zielgesell-
schafts-Aktien entspricht, für die der Rücktritt erklärt wurde, in die 
ISIN DE000A14KEB5 bei Clearstream vorzunehmen. 

Die Depotführende Bank ist gehalten, unverzüglich nach Erhalt der Erklärung des 
Rücktritts die Rückbuchung der Zum Verkauf Eingereichten Zielgesellschafts-Ak-
tien, für die der Rücktritt erklärt wurde, in die ursprüngliche ISIN DE000A14KEB5 
bei Clearstream zu veranlassen. Die Rückbuchung ist für Zielgesellschafts-Aktionäre, 
die ihre Zielgesellschafts-Aktien in einem Wertpapierdepot bei einer Depotführenden 
Bank in der Bundesrepublik Deutschland halten, grundsätzlich frei von Kosten und 
Aufwendungen der Depotführenden Banken. Unverzüglich nach erfolgter Rückbu-
chung können die Zielgesellschafts-Aktien bis zum Widerruf der Börsenzulassung 
wieder unter der ISIN DE000A14KEB5 gehandelt werden. Die Rückbuchung der 
Zielgesellschafts-Aktien gilt als fristgerecht erfolgt, wenn sie spätestens am zweiten 
Bankarbeitstag nach dem Ende der Annahmefrist bis 18:00 Uhr (Ortszeit Frankfurt 
am Main) / 12:00 Uhr (Ortszeit New York) bewirkt wird. 

18. GELDLEISTUNGEN ODER ANDERE GELDWERTE VORTEILE, DIE 
VORSTANDSMITGLIEDERN ODER AUFSICHTSRATSMITGLIEDERN 
DER ZIELGESELLSCHAFT GEWÄHRT ODER IN AUSSICHT GESTELLT 
WURDEN 

Es wurden weder einem Mitglied des Vorstands oder des Aufsichtsrats der Zielgesell-
schaft von den Bieterinnen oder von den mit ihnen gemeinsam handelnden Personen 
im Sinne des § 2 Abs. 5 WpÜG Geldleistungen oder geldwerte Vorteile im Zusam-
menhang mit dem Delisting-Erwerbsangebot gewährt, noch sind solche einem Vor-
stands- oder Aufsichtsratsmitglied konkret in Aussicht gestellt worden. Davon ausge-
nommen ist die Zahlung des Angebotspreises an Mitglieder des Vorstands und des 
Aufsichtsrats der Zielgesellschaft für etwaige Zielgesellschafts-Aktien, die diese hal-
ten und in das Delisting-Erwerbsangebot einreichen. 

Die Zielgesellschaft wird durch den Vorstand und den Aufsichtsrat gemäß ihren Or-
ganpflichten und in Absprache mit den Bieterinnen eine Ablösung sämtlicher der un-
ter den bestehenden LTIP und Aktienoptionsprogrammen gegebenen Ansprüche der 
Teilnehmer unter diesen Programmen vereinbaren. Die Bieterinnen erkennen die bis-
herige Leistung des Vorstands an und beabsichtigen, auch in Zukunft angemessene, 
attraktive und auch leistungsabhängige Vergütungsbestandteile zur Incentivierung des 
Vorstands anzubieten bzw. zu unterstützen, die mit dem derzeitigen Vergütungssys-
tem wirtschaftlich vergleichbar sind. 
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19. STEUERN 

Die Bieterinnen empfehlen den Zielgesellschafts-Aktionären, vor Annahme des De-
listing-Erwerbsangebots eine steuerliche Beratung zu den steuerlichen Folgen der An-
nahme des Delisting-Erwerbsangebots einzuholen, die ihre persönlichen Verhältnisse 
berücksichtigt. 

20. VERÖFFENTLICHUNGEN UND MITTEILUNGEN 

Gemäß § 14 Abs. 3 WpÜG wird diese Angebotsunterlage, deren Veröffentlichung die 
BaFin am 28. Juli 2023 gestattet hat, am 28. Juli 2023 veröffentlicht durch (i) Veröf-
fentlichung im Internet unter https://www.xxxlutz-offer.com und (ii) Bereithaltung von 
Exemplaren der Angebotsunterlage zur kostenlosen Ausgabe bei UniCredit Bank AG, 
MAC2RT, Arabellastraße 12, 81925 München, Deutschland (Anfragen unter Angabe 
der vollständigen postalischen Anschrift per E-Mail an tender-offer@unicredit.de). 
Die Bekanntmachung über die Bereithaltung von Exemplaren der Angebotsunterlage 
zur kostenfreien Ausgabe in Deutschland und die Internetadresse, unter welcher die 
Veröffentlichung der Angebotsunterlage erfolgt, wird am 28. Juli 2023 im Bundesan-
zeiger veröffentlicht werden. 

Darüber hinaus werden die Bieterinnen eine unverbindliche englische Übersetzung 
der Angebotsunterlage, die von der BaFin nicht geprüft wurde, unter der vorgenannten 
Internetadresse verfügbar machen. 

Alle nach dem WpÜG oder den anwendbaren kapitalmarktrechtlichen Bestimmungen 
der Vereinigten Staaten erforderlichen Veröffentlichungen und Bekanntmachungen 
im Zusammenhang mit dem Delisting-Erwerbsangebot werden im Internet unter 
https://www.xxxlutz-offer.com (in deutscher Sprache und zusammen mit einer unver-
bindlichen englischsprachigen Übersetzung) und, soweit gemäß WpÜG erforderlich, 
im Bundesanzeiger veröffentlicht. 

Die Bieterinnen werden die Mitteilungen nach § 23 Abs. 1 WpÜG wie folgt veröf-
fentlichen: 

(a) wöchentlich nach Veröffentlichung der Angebotsunterlage (§ 23 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 WpÜG), 

(b) täglich während der letzten Woche vor Ablauf der Annahmefrist (§ 23 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 WpÜG), und 

(c) unverzüglich nach Ablauf der Annahmefrist (§ 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
WpÜG). 

Veröffentlichungen der Bieterinnen gemäß § 23 Abs. 1 und 2 WpÜG und alle nach 
dem WpÜG erforderlichen weiteren Veröffentlichungen und Bekanntmachungen im 
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Zusammenhang mit dem Delisting-Erwerbsangebot werden auf Deutsch und in einer 
unverbindlichen englischen Übersetzung im Internet unter https://www.xxxlutz-of-
fer.com veröffentlicht. Ferner werden Mitteilungen und Bekanntmachungen in deut-
scher Sprache im Bundesanzeiger veröffentlicht. 

21. ANWENDBARES RECHT UND GERICHTSSTAND 

Das Delisting-Erwerbsangebot und die Verträge, die infolge der Annahme des Delis-
ting-Erwerbsangebots zustande kommen, unterliegen deutschem Recht. Ausschließli-
cher Gerichtsstand für alle aus oder im Zusammenhang mit dem Delisting-Erwerb-
sangebot (sowie jedem Vertrag, der infolge der Annahme des Delisting-Erwerbsan-
gebots zustande kommt) entstehenden Rechtsstreitigkeiten ist, soweit gesetzlich zu-
lässig, Berlin, Deutschland. 

22. ERKLÄRUNG DER ÜBERNAHME DER VERANTWORTUNG 

Die RAS Beteiligungs GmbH mit Sitz in Wien, Republik Österreich, die LSW GmbH 
mit Sitz in Wels, Republik Österreich und die SGW-Immo-GmbH mit Sitz in Wels, 
Republik Österreich, übernehmen die Verantwortung für den Inhalt der Angebotsun-
terlage und erklären, dass ihres Wissens die in der Angebotsunterlage gemachten An-
gaben richtig und keine wesentlichen Umstände ausgelassen sind.  
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Anlage 1 
 Gesellschafterstruktur der Bieterinnen  
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Abschnitt 2 
Mittelbare Tochterunternehmen der XXXLutz 

(mit Ausnahme der Zielgesellschaft und ihren Tochterunternehmen) 

Name, Sitz, Land 
"Lutz"-Immobilien GmbH, Würzburg, Deutschland 
"SAR" Leasing Gesellschaft m.b.H., Wels, Österreich 
ABRD-Möbelhandels- und Beteiligungs GmbH, Würzburg, Deutschland 
AIKO EOOD, Sofia, Bulgarien 
AIKO Gastronomie OOD Ltd., Sofia, Bulgarien 
AIKO Multi Concept OOD (Ltd.), Sofia, Bulgarien 
Allvel Grundstücksverwaltungsgesellschaft mbH & Co. Vermietungs KG, Mainz, Deutsch-
land 
ARS-Immobilien GmbH, Wels, Österreich 
AWF Immobilien GmbH, Wels, Österreich 
AW-Logistikcenter-GmbH & Co. KG, Würzburg, Deutschland 
Balkan Asset Investment AD, Sofia, Bulgarien 
BDSK Handels GmbH & Co. KG, Würzburg, Deutschland 
BDSK Verwaltungs GmbH, Würzburg, Deutschland 
Bierstorfer Immobilien GmbH, Würzburg, Deutschland 
BRAWE-IMPULS-Gebäudeleasing Gesellschaft m.b.H., Wels, Österreich 
EHRENHÖFLER Leasing Gesellschaft m.b.H., Wels, Österreich 
Einrichtungshaus Ludwigsburg GmbH, Würzburg, Deutschland 
Global Warehouse and Logistics AG, Derendingen, Schweiz 
Guangzhou XXXLutz Business Services Co. Ltd, Guangzhou, China 
GVM Logistic D.O.O., Belgrad, Serbien 
Hiendl Immobilien Passau GmbH, Würzburg, Deutschland 
Hiendl Immobilien Regensburg GmbH, Würzburg, Deutschland 
Hiendl Immobilien Rosenheim GmbH, Würzburg, Deutschland 
Imobilia Kik s.r.o., Čestlice, Tschechische Republik 
Kranz Immobilien GmbH, Würzburg, Deutschland 
LCP GmbH, Wels, Österreich 
LES-MMS trgovska družba d.o.o., Ljubljana, Slowenien 
Lesnina H. d.o.o., Zagreb, Kroatien 
Lesnina S d.o.o., Belgrad, Serbien 
LIPO Beteiligungen AG, Pfäffikon SZ, Schweiz 
LIPO Einrichtungsmärkte AG, Pratteln, Schweiz 
LIPO Service AG, Pfäffikon SZ, Schweiz 
LUTZ BUSINESS SERVICES INDIA PRIVATE LIMITED, Delhi, Indien 
Mann Mobilia Beteiligungs GmbH, Würzburg, Deutschland 
MD Immobilien EOOD, Sofia, Bulgarien 
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Meubles Pesse SA, Monthey, Schweiz 
MMXH Lakberendezési Kft., Budapest, Ungarn 
Möbel Egger GmbH, Eschenbach, Schweiz 
Möbel Engelhardt Verwaltung GmbH, Würzburg, Deutschland 
Möbel Hubacher GmbH, Rothrist, Schweiz 
Möbel Pfister AG, Suhr, Schweiz 
Möbel-Engelhardt Immobilien GmbH, Würzburg, Deutschland 
Möbelix GmbH, Wels, Österreich 
Möbelix SK s.r.o., Bratislava, Slowakei 
Möbelzentrum Pforzheim GmbH, Würzburg, Deutschland 
moebel.de Einrichten & Wohnen GmbH, Hamburg, Deutschland 
MOEMAX BULGARIA OOD, Sofia, Bulgarien 
MOEMAX PROPERTIES S.R.L., Timisoara, Rumänien 
MOEMAX.RO. S.R.L., Timisoara, Rumänien 
Mömax Deutschland GmbH, Würzburg, Deutschland 
Mömax GmbH, Wels, Österreich 
Mömax Logistik GmbH, Würzburg, Deutschland 
MÖMAX POLSKA Sp. z.o.o., Kobierzyce, Polen 
MVK Service GmbH, Würzburg, Deutschland 
MX Logistika SL, spol. s.r.o., Bratislava, Slowakei 
Pfister Küchen Studio AG, Suhr, Schweiz 
Pfister Vorhang Service AG, Thörishaus, Schweiz 
RAS Immobilien SK s.r.o., Bratislava, Slowakei 
Rück XXXL Immobilien GmbH & Co. KG, Würzburg, Deutschland 
TBB s.r.o., Prag, Tschechische Republik 
TEJO1-Immobilien GmbH, Würzburg, Deutschland 
TEJO2-Immobilien GmbH, Würzburg, Deutschland 
Wohnbedarf Gesellschaft mit beschränkter Haftung, Würzburg, Deutschland 
XL Brno Properties s.r.o., Čestlice, Tschechische Republik 
XL Pilsen Properties s.r.o., Čestlice, Tschechische Republik 
XLCEE-Holding GmbH, Wels, Österreich 
XLCH AG, Rothrist, Schweiz 
XLCH Holding GmbH, Wels, Österreich 
XLCZ-Holding GmbH, Wels, Österreich 
XLCZ Nabytek s.r.o., Čestlice, Tschechische Republik 
XLCZ Properties s.r.o., Čestlice, Tschechische Republik 
XLD-Holding GmbH, Wels, Österreich 
XLSE-Holding GmbH, Wels, Österreich 
XLSK Holding GmbH, Wels, Österreich 
XLSK Nábytok s.r.o., Bratislava, Slowakei 
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XLSK Properties s.r.o., Bratislava, Slowakei 
XXXL Capital Management GmbH, Würzburg, Deutschland 
XXXL Marketing GmbH, Würzburg, Deutschland 
XXXL-Immobilien GmbH, Würzburg, Deutschland 
XXXLutz Digital, S.L., Barcelona, Spanien 
XXXLUTZ EV VE DEKORASYON ÜRÜNLER TICARET LIMITED SIRKETI, Istan-
bul, Türkei 
XXXLutz Lakberendezési Kft., Budaörs, Ungarn 
XXXLutz Logistik GmbH, Wels, Österreich 
XXXLutz Marken GmbH, Wels, Österreich 
XXXLutz Mobilier SRL, Domnesti, Rumänien 
XXXLutz Properties Kft., Budaörs, Ungarn 
XXXLUTZ Properties SRL, Domnesti, Rumänien 
XXXLutz Service Polska sp.z.o.o., Warschau, Polen 
XXXLutz Sverige Fastighets AB, Malmö, Schweden 
XXXLutz Sverige Service AB, Malmö, Schweden 
XXXLutz-AT GmbH, Wels, Österreich 
XXXLutz-IMSE GmbH, Wels, Österreich 

 

  















87 

Anlage 6 
 Finanzierungsbestätigung der UniCredit Bank Austria AG  

 




